
UStatG 707 

Gesetz zur Straffung der Umweltstatistik 
 

Vom 16. August 2005 
 

(BGBl. I S. 2446) 0) 
 
 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 

Umweltstatistikgesetz 
(UStatG) 1) 2) 3) 

 
 

§ 1 
 

Zwecke der Umweltstatistik, Anordnung als Bundesstatistik 
 

Für Zwecke der Umweltpolitik und zur Erfüllung europa- und völkerrechtlicher Berichtspflichten 
werden Erhebungen als Bundesstatistik durchgeführt. 
 
 

§ 2 1) 
 

Erhebungen, Berichtsjahr 
 

(1) Die Statistik umfasst die Erhebungen  

1. der Abfallentsorgung (§ 3), 

2. der Abfälle, über die Nachweise zu führen sind (§ 4), 

3. der Entsorgung bestimmter Abfälle (§ 5), 

4. der öffentlichen Wasserversorgung und der öffentlichen Abwasserentsorgung (§ 7), 1) 

5. der nichtöffentlichen Wasserversorgung und der nicht öffentlichen Abwasserentsorgung (§ 8), 1) 

6. der Unfälle beim Umgang mit und bei der Beförderung von sowie der Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen (§ 9), 

7. bestimmter klimawirksamer Stoffe (§ 10), 

8. der Aufwendungen für den Umweltschutz (§ 11), 

9. der Waren und Dienstleistungen für den Umweltschutz (§ 12). 
 
(2) Die Erhebungen erstrecken sich auf  die Wirtschaftszweige nach Anhang I der Verordnung 
(EG) Nr. 1893/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur 
Aufstellung der statistischen Systematik der Wirtschaftszweige NACE Revision 2 und zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates sowie einiger Verordnungen der EG über be-
stimmte Bereiche der Statistik (ABl. EU Nr. L 393 S. 1) in der jeweils geltenden Fassung. 1) 
 
(3) Berichtsjahr ist das dem Zeitpunkt der Erhebung vorangegangene Kalender- oder Geschäfts-
jahr, soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist. 
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0) In Kraft getreten am 20. August 2005 
1) Geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. März 2008 (BGBl. I S. 399). 
2) Geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. März 2009 (BGBl. I S. 550). 
3) Geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 11. August 2009 (BGBl. I S. 2723). Die Änderungen treten am 1. März 

2010 in Kraft und werden zu diesem Zeitpunkt eingearbeitet. 
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§ 3 1) 
 

Erhebung der Abfallentsorgung 
 

(1) Die Erhebung erfasst, beginnend mit dem Berichtsjahr 2006, bei den Betreibern von zulas-
sungsbedürftigen Anlagen, in denen Abfälle entsorgt werden, folgende Erhebungsmerkmale: 

1. jährlich: 

a) Art, Menge, Beschaffenheit, Herkunft, Verbleib und Entsorgungsverfahren der behandelten, 
gelagerten oder abgelagerten sowie der durch die Behandlung entstandenen Abfälle, sekun-
dären Rohstoffe und Produkte, Verwendungszweck des erzeugten Komposts sowie von Gär-
rückständen, 

b) Anzahl, Art und Ort der Anlagen; 

2. zweijährlich: 

a) Kapazität der Anlagen, bei Deponien auch die voraussichtliche Betriebszeit nach dem Stand 
vom 31. Dezember des Berichtsjahres, 

b) Art des Deponieabdichtungssystems, Art der Sickerwasserbehandlung, Art der Entgasung 
und der Abgasreinigung sowie Behandlung der Verbrennungsrückstände, 

c) Aufkommen und Verbleib der im Rahmen der Abfallentsorgung gewonnenen Energieträger 
und, soweit sie nicht nach dem Energiestatistikgesetz erfasst werden, Erzeugung und 
Verbleib von Energie, jeweils nach Art und Menge. 

 
(2) Die Erhebung erfasst jährlich, beginnend mit dem Berichtsjahr 2006, bei den nach dem Kreis-
laufwirtschafts- und Abfallgesetz zuständigen Entsorgungsträgern und Dritten, soweit diesen Ver-
wertungs- und Beseitigungspflichten übertragen oder sie mit deren Erfüllung beauftragt worden 
sind, die Erhebungsmerkmale Einsammeln und Verbleib von Abfällen nach Art, Menge und Her-
kunft. Die Erhebungsmerkmale sind in der regionalen Gliederung nach Kreisen und kreisfreien 
Städten anzugeben. 
 
(3) Die Erhebung erfasst bei höchstens 20 000 Betrieben und sonstigen Arbeitsstätten alle vier 
Jahre, beginnend mit dem Berichtsjahr 2010, das Erhebungsmerkmal Erzeugung von Abfällen 
nach Art und Menge. 1) 
 
 

§ 4 
 

Erhebung der Abfälle, über die Nachweise zu führen sind 
 

Die Erhebung erfasst jährlich, beginnend mit dem Berichtsjahr 2006, bei den zuständigen Behör-
den 

1. für besonders überwachungsbedürftige Abfälle, über die Nachweise zu führen sind, die Erhe-
bungsmerkmale 

a) Art und Menge der vom Erzeuger abgegebenen oder in eigenen Anlagen oder anderweitig 
behandelten, gelagerten und abgelagerten Abfälle, 

b) Abfallerzeuger nach Wirtschaftszweigen sowie deren Erzeugernummer, 

2. für die Verbringung von Abfällen in den, durch den und aus dem Geltungsbereich dieses Geset-
zes die Erhebungsmerkmale 

a) Art und Menge der Abfälle nach Herkunfts- und Empfängerstaat, 

b) Art der Beseitigung und Verwertung. 
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§ 5 

 
Erhebung der Entsorgung bestimmter Abfälle 

 
(1) Die Erhebung erfasst alle zwei Jahre, beginnend mit dem Berichtsjahr 2006, bei den Betreibern 
von Anlagen zur Aufbereitung und Verwertung von Bau- und Abbruchabfällen die Erhebungs-
merkmale 

1. in der Anlage eingesetzte Art und Menge an Abfällen, 

2. Art und Menge der gewonnenen Erzeugnisse und der entstandenen Abfälle, 

3. Anzahl, Art und Ort der Anlage, 

4. Kapazität der Anlage. 
 
Erstreckt sich der Einsatz nicht stationärer Anlagen über mehrere Länder, werden die Erhebungs-
merkmale getrennt für jedes Land erfasst. 
 
(2) Die Erhebung erfasst jährlich, beginnend mit dem Berichtsjahr 2006, bei den Unternehmen, die 
gebrauchte Verkaufsverpackungen als Verpflichtete nach der Verpackungsverordnung, als beauf-
tragte Dritte oder als Systembetreiber im Sinne des § 6 Abs. 3 der Verpackungsverordnung zu-
rücknehmen oder abholen sowie bei Unternehmen, die Transport- und Umverpackungen einsam-
meln, die Erhebungsmerkmale Art, Menge und Verbleib der Verpackungen, gegliedert nach Län-
dern. 
 
(3) Die Erhebung erfasst jährlich, beginnend mir dem Berichtsjahr 2006, bei den Unternehmen, 
Einrichtungen und öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern, die mit der Sammlung, Behandlung 
oder Entsorgung von Elektro- und Elektronikaltgeräten nach dem Elektro- und Elektronikgerätege-
setz vom 16. März 2005 (BGBl. I S. 762) in der jeweils geltenden Fassung befasst sind, die Erhe-
bungsmerkmale Art, Menge und Verbleib der Geräte. 
 
 

§ 6 
 

Aufbereitung und Veröffentlichung der abfallstatistischen Erhebungen 
 

(1) Das Statistische Bundesamt bereitet die Erhebungen nach den §§ 3 bis 5 jährlich in Form von 
Bilanzen auf, die Aufkommen, Verwertung und Beseitigung von Abfällen darstellen. 
 
(2) Das Statistische Bundesamt veröffentlicht die Ergebnisse der Erhebungen nach den §§ 3 bis 5 
sowie die Bilanzen nach Absatz 1 spätestens 18 Monate nach Ablauf des Berichtsjahres. 
 
 

§ 7 1) 
 

Erhebung der öffentlichen Wasserversorgung und der öffentlichen Abwasserentsorgung 1) 
 

(1) Die Erhebung erfasst bei Anstalten, Körperschaften, Unternehmen und anderen Einrichtungen, 
die Anlagen für die öffentliche Wasserversorgung betreiben, alle drei Jahre, beginnend mit dem 
Berichtsjahr 2007, die Erhebungsmerkmale 

1. Gewinnung nach Wasserarten, Menge und Ort der Gewinnungsanlage, 

2. Bezug sowie Abgabe von Wasser nach Menge, Liefer- und Abnehmergruppen, 

3. Abgabe von Wasser an Letztverbraucher nach der Menge und Zahl der versorgten Einwohner 
(Stand 30. Juni des Berichtsjahres) jeweils nach Gemeinden und zugeordnet nach Wasserein-
zugs- und Flussgebieten, sowie 

4. Eigenbedarf und Messdifferenz nach Menge. 
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(2) Die Erhebung erfasst bei Anstalten, Körperschaften, Unternehmen und anderen Einrichtungen, 
die Anlagen für die öffentliche Abwasserentsorgung betreiben, alle drei Jahre, beginnend mit dem 
Berichtsjahr 2007, die Erhebungsmerkmale 1) 

1. Kanalnetz nach Art, Länge und Baujahr sowie Anzahl und Speichervolumen der Regenentlas-
tungsanlagen jeweils nach Gemeinden und nach dem Stand vom 31. Dezember des Berichts-
jahres, 

2. Art, Menge und Verbleib des gesammelten Schmutz-, Fremd- und Niederschlagswassers und 
Ort der Einleitstelle des Abwassers, 

3. Art der Behandlung von Schmutz-, Fremd- und Niederschlagswasser, 

4. Zahl der an Abwasseranlagen angeschlossenen Einwohner und Einwohnergleichwerte nach 
dem Stand vom 30. Juni des Berichtsjahres und deren Schmutzwasser nach Gemeinden, 

5. Menge des nach Behandlung in Abwasseranlagen eingeleiteten oder unbehandelt eingeleiteten 
Abwassers sowie die jeweiligen Konzentrationen und Frachten an Schadstoffen und Schadstoff-
gruppen nach dem Abwasserabgabengesetz sowie Ort der Einleitstelle des Abwassers, 

6. Ausbaugröße der Anlagen, 

7. Klärschlamm nach Menge, Behandlung, Beschaffenheit, Verbleib und Verwertung sowie die für 
das Aufbringen genutzte Fläche. 

 
Die Erhebung nach Satz 1 Nr. 7 erfolgt jährlich, beginnend mit dem Berichtsjahr 2006. 
 
(3) Die Erhebung erfasst bei den für die öffentliche Wasserversorgung und bei den für die öffentli-
che Abwasserentsorgung zuständigen Gemeinden oder Dritten, soweit ihnen diese Aufgaben 
übertragen wurden oder sie mit der Erfüllung der Aufgaben beauftragt worden sind, alle drei Jahre, 
beginnend mit dem Berichtsjahr 2007, die Erhebungsmerkmale 1) 

1. Zahl der nicht an die öffentliche Wasserversorgung angeschlossenen Einwohner nach dem 
Stand vom 30. Juni des Berichtsjahres, 

2. Zahl der nicht an öffentliche Abwasseranlagen angeschlossenen Einwohner nach dem Stand 
vom 30. Juni des Berichtsjahres, 

3. Art der Abwasserbehandlung und Verbleib des Abwassers der nicht an die öffentliche Abwas-
serentsorgung angeschlossenen Einwohner. 1) 

 
(4) Erstreckt sich die Wasserversorgung und die Abwasserentsorgung über mehrere Länder, wer-
den die Erhebungsmerkmale nach den Absätzen 1 bis 3 für jedes Land getrennt erfasst. 1) 
 
 

§ 8 1) 
 

Erhebung der nichtöffentlichen Wasserversorgung  
und der nichtöffentlichen Abwasserentsorgung 1) 

 
Die Erhebung erfasst bei nichtöffentlichen Betrieben, die Wasser gewinnen oder die einen Fremd-
bezug an Wasser von mindestens 10 000 Kubikmeter pro Jahr haben, sowie bei Betrieben, die 
Wasser oder Abwasser in Gewässer einleiten, alle drei Jahre, beginnend mit dem Berichts-
jahr 2007, die Erhebungsmerkmale 

1. für die Wassergewinnung 

a) Gewinnung von Wasser nach Wasserarten sowie Bezug und Abgabe von Wasser, jeweils 
nach Menge, 

b) Verwendung von Wasser nach Menge, getrennt nach Einsatzbereichen der Einfach-, Mehr-
fach- und Kreislaufnutzung, 
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c) Herkunft und Verbleib des ungenutzten Wassers und Abwassers nach Menge und Ort der 
Einleitstelle des Abwassers, 

2. für die Abwasserbehandlung 

a) Art der Abwasserbehandlung, 

b) Menge des nach Behandlung in Abwasseranlagen eingeleiteten oder unbehandelt eingeleite-
ten Abwassers sowie die jeweiligen Konzentrationen und Frachten an Schadstoffen und 
Schadstoffgruppen nach dem Abwasserabgabengesetz und Ort der Einleitstelle des Abwas-
sers, 

c) Klärschlamm nach Menge, Behandlung und Verbleib nach dem Stand vom 31. Dezember 
des Berichtsjahres. 

 
Bei Betrieben, die die Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung für andere Betriebe durchfüh-
ren, wird zusätzlich der Wirtschaftszweig des Hauptauftraggebers erhoben. 
 
 

§ 9 
 

Erhebungen der Umfälle beim Umgang mit und bei der Beförderung von  
sowie der Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

 
(1) Die Erhebung erfasst bei den nach Landesrecht für die Entgegennahme der Anzeigen über die 
Unfälle beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen zuständigen Behörden jährlich, beginnend 
mit dem Berichtsjahr 2006, die Erhebungsmerkmale 

1. Ort und Datum des Unfalls, hilfsweise Datum der Feststellung, 

2. Art der Anlage, jeweils nach Verwendungszweck und den für die Bewertung des Unfalls vorge-
gebenen Standortgegebenheiten, 

3. Ursache des Unfalls, 

4. Art, Menge und maßgebende Wassergefährdungsklasse des ausgetretenen und wiedergewon-
nenen Stoffes, 

5. Unfallfolgen, 

6. Maßnahmen der Schadensbeseitigung. 

 
(2) Die Erhebung erfasst bei den nach Landesrecht für die Entgegennahme der Anzeigen über 
Unfälle bei der Beförderung wassergefährdender Stoffe und für die Beseitigung von Unfallfolgen 
zuständigen Behörden, jährlich, beginnend mit dem Berichtsjahr 2006, die Erhebungsmerkmale 

1. Art des Beförderungsmittels und der Umschließung, 

2. Ort und Datum des Unfalls, hilfsweise Datum der Feststellung, 

3. Ursache des Unfalls, 

4. Art, Menge und maßgebende Wassergefährdungsklasse des beförderten, ausgetretenen und 
wiedergewonnenen Stoffes, unterteilt in Ladegut und Betriebsstoff des eingesetzten Fahrzeugs, 

5. Unfallfolgen, 

6. Maßnahmen der Schadensbeseitigung. 

 
(3) Als Unfall im Sinne der Absätze 1 und 2 gilt das Austreten einer im Hinblick auf den Schutz der 
Gewässer nicht unerheblichen Menge wassergefährdender Stoffe. 
 
(4) Die Erhebung erfasst bei den nach Landesrecht zuständigen Behörden für die Genehmigung 
von Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, die im Hinblick auf gesetzlich vorge-
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sehene Überwachungsmaßnahmen besonders erfasst sind, alle fünf Jahre, beginnend mit dem 
Berichtsjahr 2009, die Erhebungsmerkmale 

1. Art und Standort der Anlage, jeweils nach Verwendungszweck und den Standortgegebenheiten, 

2. Bauart, Baujahr und Fassungsvermögen der Anlage, 

3. Art und maßgebende Wassergefährdungsklasse des Stoffes. 
 
 

§ 10 
 

Erhebung bestimmter klimawirksamer Stoffe 
 

(1) Die Erhebung erfasst bei Unternehmen, die Fluorderivate der aliphatischen und cyclischen 
Kohlenwasserstoffe mit bis zu sechs Kohlenstoffatomen 

1. herstellen, einführen oder ausführen oder 

2. in Mengen von mehr als 20 Kilogramm pro Stoff und Jahr zur Herstellung, Instandhaltung, War-
tung oder Reinigung von Erzeugnissen verwenden, 

 
jährlich, beginnend mit dem Berichtsjahr 2006, die Erhebungsmerkmale Art und Menge der Stoffe 
als solche oder in Zubereitungen. 
 
(2) Die Erhebung erfasst bei Unternehmen, die Schwefelhexafluorid 

1. herstellen, einführen oder ausführen oder 

2. in Mengen von mehr als 200 Kilogramm pro Jahr im Inland abgeben, 
 
jährlich, beginnend mit dem Berichtsjahr 2006, das Erhebungsmerkmal Menge des Stoffes und im 
Falle der Nummer 2 auch den vorgesehenen Verwendungszweck. Die Erhebung erstreckt sich 
nicht auf Unternehmen, die Produkte und Einrichtungen herstellen, die Schwefelhexafluorid zu 
deren Funktionieren benötigen. 
 
(3) Zuständige Behörde für die Erhebung und Aufbereitung der Angaben nach Absatz 2 ist das 
Statistische Bundesamt. 
 
 

§ 11 1) 
 

Erhebung der Aufwendungen für den Umweltschutz 
 

(1) Die Erhebung erfasst bei Unternehmen und Betrieben des Bergbaus und der Gewinnung von 
Steinen und Erden, des Verarbeitenden Gewerbes sowie der Energieversorgung, Wasserversor-
gung, Abwasser- und Abfallentsorgung und Beseitigung von Umweltverschmutzungen: 

1. jährlich, beginnend mit dem Berichtsjahr 2008, bei höchstens 10 000 Erhebungseinheiten die 
Erhebungsmerkmale Investitionen sowie Wert der zusätzlich gemieteten und gepachteten Sach-
anlagen, die ausschließlich oder überwiegend dem Schutz der Umwelt dienen, nach Art der In-
vestition und Sachanlage, 

2. alle drei Jahre, beginnend mit dem Berichtsjahr 2010, bei 10 000 Erhebungseinheiten das Erhe-
bungsmerkmal laufende Aufwendungen für Maßnahmen, die ausschließlich oder überwiegend 
dem Schutz der Umwelt dienen, nach Art der Aufwendung. 
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Die Erhebungsmerkmale werden nach folgenden Bereichen erfasst: 

1. Abfallwirtschaft, 

2. Gewässerschutz, 

3. Lärmbekämpfung, 

4. Luftreinhaltung, 

5. Klimaschutz, 

6. Naturschutz und Landschaftspflege, 

7. Bodensanierung. 

 
Die Erhebungen nach Satz 1 Nr. 2 führt das Statistische Bundesamt durch. 
 
(2) Die Erhebung erfasst alle drei Jahre nach Jahren, beginnend mit den Berichtsjahren 2008 bis 
2010, für alle Betreiber von Anlagen der öffentlichen Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
die Erhebungsmerkmale Wasserentgelte für die Wasserversorgung und Abwasserentgelte für die 
Abwasserentsorgung jeweils nach Gemeinden. 
 
 

§ 12 
 

Erhebung der Waren und Dienstleistungen für den Umweltschutz 
 

Die Erhebung erfasst bei höchstens 15 000 

a) Betrieben des Bergbaus und der Gewinnung von Steinen und Erden, der Herstellung von Waren 
und des Baus, die dem Umweltschutz dienende Waren und Bauleistungen produzieren, und 

b) Architektur- und Ingenieurbüros, Instituten und Einrichtungen, die technische, physikalische und 
chemische Untersuchungen, Beratungen und andere Dienstleistungen für den Umweltschutz 
erbringen, 

 
jährlich, beginnend mit dem Berichtsjahr 2006, für Waren und Dienstleistungen, die dem Umwelt-
schutz dienen, die Erhebungsmerkmale 

1. Umsatz nach Art der Waren, der Bauleistung und der Dienstleistung, jeweils getrennt nach in-
ländischen und ausländischen Abnehmern, 

2. Anzahl der in den Erhebungseinheiten mit der Herstellung von Waren und der Erbringung von 
Bau- und Dienstleistungen für den Umweltschutz Beschäftigten. 

 
 

§ 13 1) 
 

Hilfsmerkmale 
 

(1) Hilfsmerkmale der Erhebungen sind 

1. Name, Bezeichnung und Anschrift sowie Rufnummern und Adressen für elektronische Post der 
Einheiten, die in die Erhebung einbezogen sind. 1) 

2. Name und Rufnummern oder Adressen für elektronische Post der für Rückfragen zur Verfügung 
stehenden Person, 1) 

3. für die Erhebung nach § 4 Nr. 1 zusätzlich Name und Anschrift der Abfallerzeuger, 

4. für die Erhebung nach § 7 bei Angaben zu Fremdbezug und Weiterleitung innerhalb des Landes 
zusätzlich Name und Sitz des liefernden bzw. abnehmenden Versorgungsunternehmens, 
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5. für die Erhebungen nach § 5 Abs. 1 zusätzlich Name und Anschrift der Mieter oder Lohnauftrag-
geber der Anlagen, 

6. für die Erhebungen nach § 3 Abs. 1 zusätzlich Erzeuger- und Entsorgernummer. 

 
(2) Mit den Hilfsmerkmalen nach Absatz 1 Nr. 3, 5 und 6 dürfen die Erhebungsmerkmale nach den 
§§ 3 bis 5 zusammengeführt werden. 
 
 

§ 14 1) 
 

Auskunftspflicht 
 

(1) Für die Erhebungen nach diesem Gesetz besteht Auskunftspflicht. Die Angaben zu § 13 Abs. 1 
Nr. 2 sind freiwillig. 
 
(2) Auskunftspflichtig sind für die Erhebungen nach 

1. § 3 

a) im Falle des Absatzes 1 

die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der genannten Anlagen, 

b) im Falle des Absatzes 2 

die Entsorgungsträger und Dritte, soweit diesen Verwertungs- und Beseitigungspflichten  
übertragen oder sie mit deren Erfüllung beauftragt worden sind, 

c) im Falle des Absatzes 3 

die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der genannten Betriebe und sonstige Arbeits-
stätten, 1) 

2. § 4 

a) im Falle der Nummer 1 

die Behörden, die für die Nachweise besonders überwachungsbedürftiger Abfälle zuständig 
sind, 

b) im Falle der Nummer 2 

die Behörden, die für die Verbringung von Abfällen zuständig sind, 

3. § 5 

a) im Falle des Absatzes 1 

die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der genannten Anlagen, 

b) im Falle des Absatzes 2 

die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der genannten Unternehmen, 

c) im Falle des Absatzes 3 

die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der genannten Unternehmen und Einrichtun-
gen sowie die Entsorgungsträger, 
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4. § 7 

a) im Falle der Absätze 1 und 2 

die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der genannten Anlagen, 

b) im Falle des Absatzes 3 

die Gemeinden oder Dritte, soweit ihnen die Aufgaben der öffentlichen Wasserversorgung 
oder der öffentlichen Abwasserentsorgung übertragen oder sie mit der Erfüllung der Aufga-
ben beauftragt wurden, 1) 

5. § 8 

die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der genannten Betriebe, 

6. § 9 

a) im Falle des Absatzes 1 

die Behörden, die nach Landesrecht für die Entgegennahme der Anzeigen über die Unfälle 
beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen zuständig sind, 

b) im Falle des Absatzes 2 

die Behörden, die nach Landesrecht für die Entgegennahme der Anzeigen über Unfälle bei 
der Beförderung wassergefährdender Stoffe und für die Beseitigung von Unfallfolgen zu-
ständig sind, 

c) im Falle des Absatzes 4 

den Behörden, die nach Landesrecht für die Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen zuständig sind, 

7. § 10 

die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der genannten Unternehmen, 

8. § 11 

a) im Falle des Absatzes 1 

die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der genannten Unternehmen und Betriebe, 

b) im Falle des Absatzes 2 

die Inhaber oder Inhaberinnen oder Leitungen der genannten Anlagen und die Gemeinden, 1) 

9. § 12 

die Inhaber oder Inhaberinnen und Leitungen der genannten Betriebe und Stellen. 

 
(3) Soweit bei Verwaltungsstellen auf Grund nichtstatistischer Rechts- oder Verwaltungsvorschrif-
ten Angaben zu den Erhebungsmerkmalen einer Erhebung nach diesem Gesetz angefallen sind, 
dürfen auch die Verwaltungsstellen befragt werden. Insoweit sind neben den nach § 14 Abs. 2 
Auskunftspflichtigen auch die Verwaltungsstellen auskunftspflichtig. 
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§ 15 
 

Anschriftenübermittlung 
 

(1) Die für das Erteilen von Einsammlungsgenehmigungen und für die Genehmigung und Überwa-
chung zulassungsbedürftiger Anlagen zuständigen Behörden übermitteln den statistischen Ämtern 
der Länder auf Anforderung die für die Erhebungen nach den §§ 3 und 5 erforderlichen Namen 
und Anschriften der Einsammler von Abfällen und der Betreiber zulassungsbedürftiger Anlagen. 
 
(2) Die für die Abfallwirtschaft zuständige oberste Landesbehörde, der eine Bescheinigung über 
die Erfüllung der Rücknahme- und Verwertungsanforderungen nach Anhang I Nr. 2 Abs. 1 der Ver-
packungsverordnung vorliegt, übermittelt den statistischen Ämtern der Länder auf Anforderung die 
für die Erhebung nach § 5 Abs. 2 erforderlichen Namen und Anschriften der Verpflichteten und von 
diesen beauftragten Dritten, die solche Bescheinigungen hinterlegt haben. 
 
(3) Die für die Genehmigung zur Wassergewinnung und Einleitung von Abwasser in Gewässer 
zuständigen Behörden übermitteln den statistischen Ämtern der Länder auf Anforderung die für die 
Erhebung nach § 8 erforderlichen Namen und Anschriften der Wassergewinner und Abwasserein-
leiter. 
 
 

§ 16 1)2) 
 

Übermittlung 
 

(1) An die fachlich zuständigen obersten Bundes- und Landesbehörden dürfen für die Verwendung 
gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften und für Zwecke der Planung, jedoch nicht für die 
Regelung von Einzelfällen, vom Statistischen Bundesamt und den statistischen Ämtern der Länder 
Tabellen mit statistischen Ergebnissen übermittelt werden, auch soweit Tabellenfeder nur einen 
einzigen Fall ausweisen. 
 
(2) Die statistischen Ämter der Länder dürfen die Ergebnisse der Erhebungen nach § 3, soweit es 
sich um öffentlich-rechtliche Abfallentsorgungsanlagen handelt, sowie nach §§ 7 und 11 Abs. 2 
veröffentlichen, auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall ausweisen. 1) 
 
(3) Die Angaben zur Produktion nach § 2 Buchstabe B Ziffer I Nr. 1 und Ziffer II Nr. 1 des Geset-
zes über die Statistik im Produzierenden Gewerbe in Bezug auf Güter, die dem Umweltschutz die-
nen, dürfen, zusammen mit den Hilfsmerkmalen nach § 7 Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzes über die Sta-
tistik im Produzierenden Gewerbe, verwendet werden für die Auswahl von zu Befragenden die 
Erhebung der Waren und Dienstleistungen für den Umweltschutz nach § 12 dieses Gesetzes. 
 
(4) Die statistischen Ämter der Länder übermitteln dem Statistischen Bundesamt die von ihnen 
erhobenen, anonymisierten Einzelangaben für Zusatzaufbereitungen des Bundes und für die Erfül-
lung von über- und zwischenstaatlichen Aufgaben. 
 
(5) An das Umweltbundesamt dürfen zur Erfüllung europa- und völkerrechtlicher Pflichten der 
Bundesrepublik Deutschland zur Emissionsberichterstattung, jedoch nicht für die Regelung von 
Einzelfällen, vom Statistischen Bundesamt Tabellen mit statistischen Ergebnissen übermittelt wer-
den, auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall ausweisen. Die Tabellen dürfen nur von 
den für diese Aufgabe zuständigen Organisationseinheiten des Umweltbundesamtes gespeichert 
und genutzt werden. Diese Organisationseinheiten müssen von den mit Vollzugsaufgaben befass-
ten Organisationseinheiten des Umweltbundesamtes räumlich, organisatorisch und personell ge-
trennt sein. 2) 

11 
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§ 17 
 

Verordnungsermächtigung 
 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
für nach diesem Gesetz durchzuführende Erhebungen 

a) die Durchführung einer Erhebung oder die Erhebung einzelner Merkmale auszusetzen, die Peri-
odizität zu verlängern, Erhebungszeitpunkte zu verschieben sowie den Kreis der zu Befragen-
den einzuschränken, wenn die Ergebnisse nicht mehr oder nicht mehr in der ursprünglich vorge-
sehenen Ausführlichkeit oder Häufigkeit oder zu anderen Zeitpunkten benötigt werden oder 
wenn tatsächliche Voraussetzungen für eine Erhebung entfallen sind oder sich wesentlich geän-
dert haben; 

b) einzelne neue Merkmale einzuführen, wenn dies zur Deckung eines geänderten Bedarfs für 
Zwecke der Umweltpolitik erforderlich ist und durch gleichzeitige Aussetzung anderer Merkmale 
eine Erweiterung des Erhebungsumfangs vermieden wird; nicht eingeführt werden können Merk-
male, die die Höhe von Umsätzen, Einnahmen oder Gewinnen, Bildungs- oder Sozialdaten oder 
besondere Arten personenbezogener Daten nach § 3 Abs. 9 des Bundesdatenschutzgesetzes 
betreffen; 

c) die Erhebung von Merkmalen anzuordnen, soweit dies zur Umsetzung oder Durchführung von 
Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft erforderlich ist. 

 
 

Artikel 2 
 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Umweltstatistikge-
setz vom 21. September 1994 (BGBl. I S. 2530), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes 
vom 19. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3158), außer Kraft. 
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

1. Verlässliche statistische Daten sind Grundlage gesell-
schaftlichen Handelns. Auch Entscheidungen im Um-
welt- und Naturschutz bauen auf aktuellen und verläss-
lichen Zahlen auf. Im Bereich der Abfallpolitik ebenso
wie bei Abwassereinleitungen oder bei der Luftreinhal-
tung sind ein Umweltmonitoring und die Weiterentwick-
lung der Umweltpolitik ohne statistische Erhebungen
nicht denkbar. Von gesamtwirtschaftlicher Bedeutung
sind Informationen über die Aufwendungen aller Wirt-
schaftsbereiche für den Umweltschutz. Das Umwelt-
statistikgesetz (UStatG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21. September 1994 (BGBl. I S. 2530),
zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom
19. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3158), stellt eine unver-
zichtbare Grundlage für die Umweltpolitik dar und hat
sich für die Zwecke der Umweltstatistik in seinen
Grundzügen bewährt.

Um den Anforderungen der ökologischen Modernisie-
rung gerecht zu werden, bedarf es einer qualifizierten
Anpassung des UStatG, des einzigen umweltspezifi-
schen Statistikgesetzes auf Bundesebene.

Auch ist es notwendig, aktuellen Entwicklungen und den
im Laufe der Erhebungen gemachten Erfahrungen Rech-
nung zu tragen. So werden beispielsweise die Änderun-
gen in der Struktur der Wassergewinnung und Abwas-
sereinleitungen mit der Neufassung aufgefangen. Nur so
können auch zukünftig fachlich aussagekräftige Daten
zur Verfügung gestellt werden.

Neben der Anpassung der nationalen Rechtsetzung an
veränderte Rahmenbedingungen auf EU-Ebene, z. B. an
die neue Verordnung (EG) Nr. 2150 des Europäischen
Parlaments und des Rates zur Abfallstatistik vom
25. November 2002 (ABl. EU Nr. L 332 S. 1) (im Fol-
genden als EU-Abfallstatistikverordnung bezeichnet),
gilt es, Datenanforderungen der amtlichen Statistik mit
den Anforderungen im Rahmen von nationalen, euro-
päischen und internationalen Berichtspflichten zu har-
monisieren.

Durch die Neuaufnahme der Berichtspflichten aus der
Richtlinie 92/43/EWG des Rates zur Erhaltung der
natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere
und Pflanzen vom 21. Mai 1992 (ABl. EG Nr. L 206
S. 7) (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie – FFH-RL) erfolgt
in diesem Bereich eine Harmonisierung der amtlichen
Statistik mit den Anforderungen im Rahmen der euro-
päischen Berichtspflicht. Die Erhebungen zu Land-
schaftsplanungen liefern notwendige Kenntnisse über
das Erreichen des Flächendeckungsprinzips, das zur Un-
terstützung einer Reihe von Bundesaufgaben (z. B. die
Abstimmung raumbedeutsamer Planungen und Maßnah-
men des Bundes) angestrebt wird.

Auch für die Umsetzung des Artikels 18 Abs. 1 der
Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 21. April 2004 über die Umwelthaftung
zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden

(ABl. EU Nr. L 143 S. 56) gilt es, die Datengrundlage
für die Berichtspflicht zu sichern.

Neben der Aktualität und Effizienz der Daten steht die
Neufassung im Zeichen knapper Ressourcen und der
Notwendigkeit der Entlastung der Auskunftspflichtigen.
Das heißt: die amtliche Statistik straffen und rationalisie-
ren. Hier wird sowohl den Empfehlungen des Statisti-
schen Beirats an die Bundesregierung vom 10. August
1999 zur Straffung, Rationalisierung und Weiterentwick-
lung der amtlichen Statistik Rechnung getragen als auch
der Bundesratsinitiative (Bundesratsdrucksache 761/03)
zum Abbau von Statistiken. Darüber hinaus wird über
eine kernaufgaben- und politikorientierte Fokussierung
der Datenanforderungen die Wirtschaft entlastet. Die
Neufassung des UStatG leistet damit einen Beitrag zur
Initiative Bürokratieabbau, die das Bundeskabinett am
26. Februar 2003 beschlossen hat.

Neben dem Verzicht auf Erhebungen und Erhebungs-
merkmale sollen auch durch die Verwendung von
Abschneidegrenzen gerade kleine Unternehmen und
Betriebe, die hinsichtlich des Gesamtergebnisses der
jeweiligen Statistik von geringer Bedeutung sind, von
den Erhebungen entlastet werden.

2. Bei der Neufassung des UStatG war grundsätzlich auch
zu prüfen, inwieweit der Aspekt der Darstellung von Ge-
samtbildern auf den verschiedenen Ebenen als Leitlinie
für die Neufassung herangezogen werden kann und in-
wieweit zusätzliche, bislang nicht im UStatG berück-
sichtigte Themen aufgenommen werden sollen.

3. In Bezug auf ökonomische Größen sind die Beschäftig-
ten und die möglichst vollständige Darstellung der In-
vestitionen und laufenden Aufwendungen für den Um-
weltschutz sowie der Waren, Bau- und Dienstleistungen
für den Umweltschutz im UStatG zu berücksichtigen.
Dabei geht es insbesondere um die möglichst vollstän-
dige Erfassung der Investitionen für so genannte inte-
grierte Umweltschutzmaßnahmen, deren Anteil neben
den „end-of-pipe-Technologien“ vermutlich stetig
wächst.

Umweltschutz als Faktor für zukunftsfähige Arbeits-
plätze gewinnt an Bedeutung. Bislang war es nicht mög-
lich die Zahlen der Beschäftigten, die für den Umwelt-
schutz arbeiten, einheitlich zu erheben. Konventionelle
wirtschaftsstatistische Daten lagen lediglich für die Be-
reiche Recycling und Versorgungsdienstleistungen vor.
Die Gesamtzahlen der Beschäftigten, die für den Um-
weltschutz arbeiten, beruhen auf Erhebungen, Berech-
nungen und Schätzungen. Wegen der arbeitsmarktpoliti-
schen Bedeutung soll mit dem UStatG die Basis für die
Ermittlung der Beschäftigten im Umweltschutz und im
Bereich der erneuerbaren Energien verbessert werden.
Dazu bleibt die Erhebung der Beschäftigten im Abwas-
serbereich erhalten. Zusätzliche Erhebungen der
Beschäftigten erfolgen im Abfallbereich sowie bei der
Erhebung der Waren, Bau- und Dienstleistungen für den
Umweltschutz. Weiterhin bleibt eine Vielzahl von
Berechnungen, Schätzungen, Befragungen sowie die
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Nutzung anderer Statistiken erforderlich, um diese Zah-
len zu ermitteln. Insgesamt werden die Datenbereitstel-
lung und die Qualität der Aussagen zu den Beschäftigten
deutlich verbessert.

4. In den letzten Jahren bestimmen immer mehr europäi-
sche Richtlinien und Verordnungen, die daraus resul-
tierenden Berichtspflichten sowie supranationale Verein-
barungen das Erhebungsprogramm der Umweltstatistik
auch auf nationaler Ebene.

Im Bereich der Abfallwirtschaft verlangt die neue EU-
Abfallstatistikverordnung den ausführlichen Nachweis
sowohl des Abfallaufkommens als auch der Abfallver-
wertung und -beseitigung. Kernpunkt der Datenlieferung
an die EU auf der Aufkommensseite ist eine Matrix von
Wirtschaftszweigen und Abfallkategorien. Neben der
EU-Abfallstatistikverordnung bestehen weitere Berichts-
pflichten gegenüber der EU wie z. B. zu Altfahrzeugen
(Richtlinie 2000/53/EG, ABl. EG Nr. L 269 S. 34), Elek-
tro-/Elektronik-Altgeräten (Richtlinie 2002/96/EG, ABl.
EU Nr. L 37 S. 24), Deponien (Richtlinie 1999/31/EG,
ABl. EG Nr. L 182 S. 1) sowie Altöl (Richtlinie 75/439/
EWG, ABl. EG Nr. L 194 S. 23) und Verpackungen
(Richtlinie 94/62/EG, ABl. EG Nr. L 365 S. 10).

Für die Erhebungen der Wasserversorgung und Abwas-
serbeseitigung sind vor allem nationale Zwecke maßgeb-
lich. Erhoben werden nur die wesentlichen Merkmale
der öffentlichen und nichtöffentlichen Wasserversorgung
und Abwasserbeseitigung, die für einen Gesamtüber-
blick der Wasser- und Abwassersituation in Deutschland
wie auch zur Analyse von Einzelfragen nötig sind.
Hinzu kommt, dass die Gewässerschutzpolitik in
Deutschland und damit auch die Erhebung statistischer
Daten in diesem Bereich durch die Richtlinie 91/271/
EWG über die Behandlung von kommunalem Abwasser
(ABl. EG Nr. L 135 S. 40) bestimmt sind und zukünftig
immer stärker durch die im Dezember 2000 in Kraft ge-
tretene Europäische Wasserrahmenrichtlinie (Richtlinie
2000/60/EG, ABl. EG Nr. L 327 S. 1) geprägt werden.
Sie fordert unter anderem eine detaillierte Bestandsauf-
nahme und Beschreibung der verschiedenen Wassernut-
zungen durch Wasserentnahmen und Abwassereinleitun-
gen in den einzelnen Flussgebieten. Hierzu sind auch
wirtschaftliche Analysen durchzuführen. Der daraus
resultierende Datenbedarf kann, was die Mengendaten
betrifft, zum großen Teil durch die bestehenden Wasser-
und Abwasserstatistiken abgedeckt werden. Um dies
noch zu verbessern, werden im Bereich der Wasser-
nutzungen zum Beispiel Anpassungen der Erhebung bei
ökonomischen Daten wie Investitionen (Entgelte) vor-
genommen.

Neben den Verpflichtungen bezüglich der ozonschicht-
schädigenden Stoffe, die in § 11 genannt sind, hat sich
Deutschland als Vertragspartner der VN-Klimarahmen-
konvention verpflichtet, die Berichtsanforderungen zu
Emissionen, die in den Artikeln 5, 7 und 8 des Kyoto-
Protokolls inhaltlich und methodisch formuliert sind, zu
erfüllen. Im Zusammenhang mit den internationalen Ver-
einbarungen zum Klimaschutz sind identische Informati-
onen zu den Treibhausgasemissionen gleichfalls an die
Europäische Kommission zu übermitteln (Ratsentschei-
dung 99/296/EG – gegenwärtig in der Novellierung).

In § 12 erfolgt eine Aufnahme der Berichtspflichten aus
der FFH-RL. Nach Artikel 17 Abs. 1 dieser Richtlinie
sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, im Sechs-Jahres-
Turnus über die im Rahmen der Richtlinie durchgeführ-
ten Maßnahmen sowie über den Erhaltungszustand der
Arten und Lebensraumtypen von gemeinschaftlicher Be-
deutung zu berichten. Die gesetzliche Festschreibung in
§ 12 beziehungsweise in einer noch festzulegenden
Rechtsverordnung ermöglicht die Erstellung eines koor-
dinierten nationalen Berichtes.

Auch für die Umsetzung des Artikels 18 Abs. 1 der
Richtlinie 2004/35/EG über die Umwelthaftung zur Ver-
meidung und Sanierung von Umweltschäden gilt es, die
Datengrundlage für die Berichtspflicht zu sichern.

Die Verordnung (EG) 2056/2002 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 5. November 2002 zur
Änderung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 58/97 des
Rates über die strukturelle Unternehmensstatistik (ABl.
EU Nr. L 317 S. 1), die am 21. November 2002 ver-
öffentlicht worden ist, fordert neben den bisher schon zu
liefernden Daten über so genannte additive Umwelt-
schutzinvestitionen auch Daten über integrierte Umwelt-
schutzinvestitionen (§ 15 Abs. 1 Nr. 1) sowie über die
laufenden Aufwendungen für den Umweltschutz (§ 15
Abs. 1 Nr. 2).

5. Das bisherige UStatG hat sich im Wesentlichen bewährt.
Zukünftig müssen jedoch zunehmend andere Anforde-
rungen wie die Entlastung der Auskunftspflichtigen be-
rücksichtigt werden. Hervorzuheben ist hier zunächst die
Möglichkeit der Nutzung von Verwaltungsdaten nach
§ 18 Abs. 3. Angaben, die im Rahmen dieses Gesetzes
zu erheben sind und die aufgrund nichtstatistischer
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften im Verwaltungs-
vollzug einer Behörde bereits vorliegen, dürfen bei den
jeweiligen Verwaltungsstellen erfragt werden. Doppel-
erhebungen und Belastungen bei den Auskunftspflichti-
gen können hiermit vermieden bzw. reduziert werden.

Weiterhin wird eine Entlastung durch Straffungen und
den Wegfall einzelner Erhebungen insbesondere § 5
Abs. 2 bis 4 und 6 bis 9 UStatG in der bisher geltenden
Fassung sowie von Erhebungsmerkmalen in praktisch
allen Erhebungsbereichen erreicht. Darüber hinaus wer-
den Erfahrungen in der Praxis über die Durchführbarkeit
von Erhebungen sowie über den Aufwand für die
Auskunftspflichtigen zur Bereitstellung der notwendigen
Informationen berücksichtigt. Das gilt insbesondere für
die Erhebungen nach den §§ 3 und 4 sowie 15 Abs. 2.

Der Wegfall der folgenden beiden Erhebungen ist beson-
ders hervorzuheben.

Zum einen entfällt zukünftig § 6 Abs. 2 UStatG in der
bisher geltenden Fassung, der eine Erhebung von Daten
über die Trinkwasserqualität vorsieht. Diese Daten wer-
den von den zuständigen Landesministerien im Rahmen
der Verordnung 80/778 über die Qualität von Wasser für
den menschlichen Gebrauch erhoben.

Zum anderen hat sich in der Praxis herausgestellt, dass
die methodisch sehr komplexe Erhebung nach § 16
Abs. 2 UStatG in der bisher geltenden Fassung die
Unternehmen zu stark belastet. Das Resultat der ersten
Erhebung war eine schlechte Rücklaufquote und eine
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überwiegende Anzahl von unvollständig ausgefüllten
Fragebögen.

Aufgrund der neuen nationalen, europäischen und supra-
nationalen Anforderungen ist andererseits die Bereitstel-
lung ausführlicherer oder gänzlich neuer Informationen
unvermeidlich. Grundsätzlich ist immer zu prüfen, ob
die geforderten Daten durch Schätzungen oder durch Er-
hebungen bei den Auskunftspflichtigen abzufragen sind.
In den folgenden Fällen lassen sich jedoch die erforder-
lichen Informationen nicht ohne statistische Erhebungen
beschaffen.

Die neue Erhebung im Abfallbereich nach § 3 Abs. 3
dient nach der neuen Verordnung (EG) Nr. 2150 zur
Abfallstatistik dem ausführlichen Nachweis des Abfall-
aufkommens nach 48 Abfallkategorien und 20 Wirt-
schaftszweigen. Diese Informationen sind in den von der
Europäischen Union geforderten Qualitätsstandards
durch Schätzungen nicht zu ermitteln.

Neben den klassischen Klimagasen wurden 1997 neue
Gase, darunter SF6 (Schwefelhexafluorid), in das Kyoto-
Protokoll der Klimarahmenkonvention aufgenommen.
Somit musste der Berichtskreis der schon bestehenden
Erhebung in § 11 UStatG erweitert werden.

6. Neu ist die Aufnahme von Themen auch aus dem Be-
reich „Natur und Landschaft“, der bisher nicht im
UStatG berücksichtigt worden ist. Mit der Aufnahme
von Berichtspflichten, die die FFH-RL vorgibt, sowie
der Festschreibung der geregelten Erfassung von Land-
schaftsplanungen in Zusammenhang mit der Erhebung
bestimmter naturschutzrelevanter Flächenkategorien
sind nunmehr zwei Themenkomplexe aus dem Bereich
„Natur und Landschaft“ vertreten. Die Aufnahme dieser
ausgewählten Themen begründet keine neuen Erhe-
bungsverpflichtungen. Es werden lediglich bestehende
Berichtspflichten oder die Weiterleitung bereits vorhan-
dener Daten gesetzlich festgeschrieben. Eine Regelung
über das UStatG dient auch der Harmonisierung und
Bündelung der bestehenden Verpflichtungen.

7. Im Hinblick auf die gleichstellungsrelevanten Auswir-
kungen des Gesetzesvorhabens wurde gemäß § 2
BGleiG und § 2 GGO das UStatG anhand der Arbeits-
hilfe der Interministeriellen Arbeitsgruppe Gender
Mainstreaming „Gender Mainstreaming bei der Vorbe-
reitung von Rechtsvorschriften“ geprüft. Schwerpunkt
der Prüfung war die Diskussion der Frage, ob die ge-
schlechterdifferenzierte Erfassung von Beschäftigten
einen informationellen Mehrwert im Sinne der Zweck-
bestimmung des UStatG liefert.

Eine Abbildung gender-relevanter Aspekte für alle
Bereiche mit Beschäftigten, die für den Umweltschutz
arbeiten, ist nicht möglich, da das UStatG nur Daten für
ausgewählte Bereiche liefert. Ein informationeller Mehr-
wert, der den damit verbundenen erheblichen Aufwand
für eine entsprechende Erweiterung des UStatG zur
Erhebung von relevanten Gender-Daten rechtfertigen
würde, ist derzeit nicht erkennbar. Derartige Daten
wären nur in Verbindung mit zusätzlichen Informationen
wie Einkommen, Arbeitsbedingungen etc. aussagekräf-
tig; die Erhebung dieser Daten ist nicht Aufgabe des
UStatG.

8. Die Wirtschaft, insbesondere mittelständische Unterneh-
men, werden einerseits durch Streichung besonders be-
lastender Erhebungen und durch verstärkte Nutzung von
Sekundärstatistiken sowie durch Straffung der Erhe-
bungsbögen kostenmäßig entlastet. Andererseits werden
die auskunftspflichtigen Wirtschaftskreise durch neue
Statistikpflichten belastet. Im Ergebnis führt die Neufas-
sung des UStatG nach groben Schätzungen zu einer
Kostenentlastung der Wirtschaft von 320 000 Euro pro
Jahr. Ob sich dadurch bei den Regelungsadressaten in-
folge der Neuregelungen einzelpreiswirksame Kosten-
schwellen verändern, die sich entsprechend auf deren
Angebotspreise auswirken, und, ob die Regelungsadres-
saten ihre Kostenüberwälzungsmöglichkeiten in Abhän-
gigkeit von der konkreten Wettbewerbssituation auf
ihren Teilmärkten einzelpreiswirksam ausschöpfen, lässt
sich zwar nicht abschätzen, aber auch nicht aus-
schließen. Gleichwohl dürften diese marginalen Einzel-
preisänderungen aufgrund ihres geringen Volumens
nicht ausreichen, um messbare Effekte auf das allge-
meine Preis- bzw. Verbraucherpreisniveau zu induzieren.
Die Wirkungen der Maßnahme auf die öffentlichen
Haushalte fallen so gering aus, dass hierfür keine geson-
derte Gegenfinanzierung erforderlich erscheint bzw. von
dieser keine mittelbaren Preiseffekte ausgehen.

a) Kosten für den Bundeshaushalt

Nach Schätzungen des Statistischen Bundesamtes
entstehen aus der Neufassung des UStatG für den
Bundeshaushalt keine zusätzlichen Belastungen. Den
einmaligen Umstellungskosten in Höhe von 145 000
Euro stehen jährliche Einsparungen in Höhe von
25 000 Euro gegenüber.

b) Kosten für die Länder

Nach Schätzungen der statistischen Landesämter be-
tragen die den Ländern durch die Ausführung des
Gesetzes entstehenden Mehrkosten voraussichtlicht:

Einmalige Anlaufkosten/Umstellungskosten in
den statistischen Landesämtern

Persönlich 127 040 Euro

Sächlich 12 690 Euro

Insgesamt 139 730 Euro

Durchschnittliche jährliche Mehrkosten in den
statistischen Landesämtern

Persönlich 849 520 Euro

Sächlich 57 660 Euro

Insgesamt 907 180 Euro.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Umweltstatistikgesetz – UStatG)

Zu § 1 (Zwecke der Umweltstatistik, Anordnung als Bun-
desstatistik)

Aufgabe der Umweltpolitik ist, gegenwärtigen und nachfol-
genden Generationen eine lebenswerte Umwelt zu erhalten
und die natürlichen Lebensgrundlagen zu sichern. Ziele der
Umweltpolitik sind der Schutz von Leben und Gesundheit
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von Mensch, Tier und Pflanzen, den Ökosystemen, Luft,
Wasser, Boden, Klima sowie Sachgütern. Diese Ziele sind
eingebettet in die Schwerpunkte der vorausschauenden Um-
weltpolitik im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung und
einer ökologischen Modernisierung. Erfolgreiche und zu-
kunftsfähige Umweltpolitik benötigt Informationen über
Art und Umfang von vorhandenen und zu erwartenden Um-
weltbelastungen und über die Wirksamkeit umweltbezoge-
ner Handlungsalternativen. Dies ist Voraussetzung für ziel-
genaue umweltpolitische Maßnahmen.

Die mit den folgenden Rechtsvorschriften angeordnete Sta-
tistik für Bundeszwecke (Bundesstatistik) soll eine qualifi-
ziert erweiterte Informationsquelle für die Umweltberichter-
stattung bilden und die Erfüllung nationaler, internationaler
und völkerrechtlicher Berichtspflichten ermöglichen. Sie
stellt gleichermaßen eine unverzichtbare Grundlage für die
umweltpolitischen Ziele und Prioritäten und die Bewertung
umweltpolitischer Maßnahmen dar.

Zu § 2 (Erhebungen, Berichtsjahr)

Zu Absatz 1

In Absatz 1 werden die nach diesem Gesetz durchzuführen-
den Erhebungen aufgeführt. Gegenüber dem bisher gelten-
den UStatG werden die Erhebungen um zwei neue Themen-
bereiche Natur und Landschaft sowie Umweltschäden und
Haftungsfälle ausgedehnt. Hinsichtlich der detaillierten Be-
gründung der Einzelerhebungen wird auf die Ausführungen
zu den jeweiligen Paragraphen verwiesen.

Innerhalb der Bundesregierung ist das Bundesamt für Na-
turschutz für die technische Erstellung eines nationalen Be-
richtes nach Artikel 17 der FFH-RL zuständig. Für die enge
Koordination der Datenbereitstellung durch die Bundeslän-
der ist aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung daher
die Zuständigkeit für die Erhebungen nach § 12 dieses
Gesetzes beim Bundesamt für Naturschutz anzusiedeln.
Analog dieser Regelung soll die Zusammenführung und
Aufbereitung der Erhebungen nach § 13 ebenfalls beim
Bundesamt für Naturschutz erfolgen.

Zu Absatz 3

Für sämtliche Erhebungen gilt der Grundsatz, dass das Be-
richtsjahr das dem Zeitpunkt der Erhebung vorangegangene
Kalender- oder Geschäftsjahr ist.

Zu § 3 (Erhebung der Abfallentsorgung)

Die Erhebungen der Abfallentsorgung nach § 3 bilden die
wesentliche Grundlage für Bilanzen des Bundes zum Auf-
kommen, zur Verwertung und zur Beseitigung von Abfällen
sowie zur Erfüllung von abfallbezogenen Berichtspflichten
gegenüber der EU. Weiterhin werden die Angaben für Pla-
nungszwecke und zur Prüfung der Umsetzung gesetzlicher
Vorgaben (Technische Anleitung Siedlungsabfälle, Abfall-
ablagerungsverordnung, etc.) benötigt.

Zu Absatz 1

Im Vergleich zum bisher geltenden UStatG erhöht sich die
Periodizität der Erhebung der Merkmale nach Nummer 1
Buchstabe b von zweijährlich auf jährlich. Die Periodizität
der Erhebung der Merkmale nach Nummer 1 Buchstabe a

und Nummer 2 bleibt unverändert. Die jährlichen Angaben
nach Nummer 1 über Art, Menge, Herkunft und Verbleib
der Abfälle sowie Anzahl, Art und Ort der Anlagen gehören
zu den Grundinformationen, die für landes- und bundes-
weite Planungen unverzichtbar sind. Da diese Informatio-
nen den Auskunftspflichtigen ohnehin vorliegen, stellt eine
jährliche Berichterstattung für die Auskunftspflichtigen
keine wesentliche zusätzliche Belastung dar. Des Weiteren
werden diese Daten als Basis für die Erfüllung verschiede-
ner EU-Berichtspflichten, wie z. B. der Richtlinie über
Abfälle (Richtlinie 75/442/EWG, ABl. EG Nr. L 194 S. 39)
und der Richtlinie über gefährliche Abfälle (Richtlinie 91/
689/EWG, ABl. EG Nr. L 377 S. 20), nach denen in der Re-
gel im Dreijahreszyklus jährliche Daten abgefragt werden,
benötigt. Die Erhebungsmerkmale nach Nummer 2 Buch-
stabe a zur Kapazität der Anlagen sowie zur voraussicht-
lichen Betriebszeit bei Deponien werden zur Erfüllung der
EU-Abfallstatistikverordnung alle zwei Jahre erfragt. Die
relevanten Angaben über die Verwertung von Kompost (§ 5
Abs. 8 UStatG der bisher geltenden Fassung) werden durch
§ 3 Abs. 1 abgedeckt. Nur das Erhebungsmerkmal „Ver-
wendungszweck von Kompost“ bildet eine Ausnahme und
wird daher hier, wie auch der „Verwendungszweck von Gär-
rückständen“, separat angeführt.

Die Erhebungen richten sich an Betreiber von zulassungsbe-
dürftigen Anlagen, in denen Abfälle behandelt oder entsorgt
werden. Betroffen sind sowohl Anlagen der öffentlichen
und gewerblichen Entsorgungswirtschaft als auch Betriebe
der übrigen gewerblichen Wirtschaft, die Abfälle in eigenen
Anlagen behandeln oder entsorgen.

Gegenüber der bisherigen Regelung werden im § 3 jetzt
auch besonders überwachungsbedürftige Abfälle abgefragt,
über die Nachweise zu führen sind. Die bisher durchgeführ-
ten sekundärstatistischen Erhebungen über diese besonders
überwachungsbedürftigen Abfälle nach § 4 UStatG der bis-
her geltenden Fassung haben sich bezüglich Art und Menge
der vom Abfallentsorger entgegengenommenen Abfälle als
problematisch herausgestellt. Zudem war der für die EU-
Abfallstatistikverordnung notwendige Nachweis der Kapa-
zität der Anlagen nicht möglich.

Es wird erwartet, dass Berichtspflichtige durch die neuen
Abfragen nicht wesentlich belastet werden, sondern sich
teilweise sogar Entlastungen ergeben. Der Grund hierfür
liegt darin, dass nur für einen Teil der besonders überwa-
chungsbedürftigen Abfälle Begleitscheine ausgefüllt wer-
den. Die Anlagenbetreiber müssen deswegen für statistische
Zwecke die besonders überwachungsbedürftigen Abfälle
pro Abfallart und Anlage nicht mehr unterteilen nach sol-
chen, für die Begleitscheine existieren und solchen, für die
sie nicht existieren. Trotz allen Aufwandes gelingt ihnen
diese Unterteilung bisher nicht fehlerfrei. Zukünftig werden
deswegen auch aufwändige Nachfragen der statistischen
Ämter bei den Anlagenbetreibern sowie die zeitraubende
widerspruchsfreie Zusammenführung der Daten aus unter-
schiedlichen Quellen entfallen. Sofern Länder eine zeitnahe
und konsistente Datenlieferung auf der Grundlage vorlie-
gender Verwaltungsdaten sicherstellen können, ist die Da-
tenlieferung aufgrund sekundärstatistischer Erhebungen
nach § 18 Abs. 3 durch die zuständigen Landesumweltbe-
hörden weiterhin möglich.
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Die neu hinzugekommenen Erhebungsmerkmale „sekun-
däre Rohstoffe und Produkte“ im Output der Abfallentsor-
gungsanlagen sind neben den entstandenen Abfällen zur
vollständigen Erfassung der Stoffströme und Nachweis der
nachhaltigen Abfallwirtschaft erforderlich. Hiermit soll
z. B. die Darstellung der Mengen an Kompost aus Kompos-
tierungsanlagen, Metallgranulaten und Kunststoffmahlgut
aus Schredderanlagen, Methanol aus der Vergasung von
Abfällen und Erzeugnissen aus der Altölraffination ermög-
licht werden. Die Gewinnung von sekundären Rohstoffen
durch die Verwertung von Abfällen ist auch ein grundlegen-
des Ziel der Richtlinie 75/442/EWG über Abfälle (vgl.
Artikel 3 Buchstabe b) und dementsprechend auch des
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (vgl. § 4 Abs. 1
und 3 KrW/AbfG). Mit dieser Änderung ist das bisherige
Erhebungsmerkmal „Abfälle zur Verwertung“ nach § 3
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe e UStatG der bisher geltenden Fas-
sung, das die mengenmäßige Erfassung von verwertbaren
Erzeugnissen der Abfallbehandlung geregelt hat, abgedeckt
sowie präziser gefasst. Im Übrigen war die Erfassung von
sekundären Rohstoffen bereits im UStatG vom 21. Septem-
ber 1994 vorgesehen. Durch das 3. Statistikbereinigungsge-
setz vom 19. Dezember 1997 ist in § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buch-
stabe e UStatG der bisher geltenden Fassung das Wort „Se-
kundärrohstoffe“ durch die Wörter „Abfälle zur Verwer-
tung“ ersetzt.

Die EU-Abfallstatistikverordnung erfordert unter anderem
den Nachweis der Anzahl der Abfallentsorgungsanlagen.
Deswegen musste die Abfrage dieses Merkmals neu aufge-
nommen werden. Mit dem Merkmal „Art“ ist sichergestellt,
dass die nach EU-Abfallstatistikverordnung zu berichtenden
R- und D-Verfahren erhoben werden können. Durch die
Erhebungsmerkmale nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b
werden insbesondere Angaben über technische Ausstattung
und Sicherheitsstandards sowie über die Vermeidung klima-
wirksamer Methanemissionen gewonnen. Des Weiteren die-
nen diese Angaben zur Erfüllung der Berichtspflicht nach
der Richtlinie 1999/31/EG über Abfalldeponien. Nummer 2
Buchstabe c regelt die mengenmäßige Erfassung von im
Rahmen der Abfallbehandlung gewonnenen Energieträgern
sowie Erzeugung und Verbleib von Energie, soweit dies
nicht bereits nach dem Energiestatistikgesetz erfasst wird.

Zu Absatz 2

Die Erhebungen zum Einsammeln und Verbleib von Abfäl-
len bei den nach dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallge-
setz zuständigen Entsorgungsträgern und Dritten sind ein
wesentlicher Baustein zur Erstellung der jährlichen Sied-
lungsabfallbilanz des Bundes und damit gleichzeitig auch
für die Erfüllung der EU-Berichtspflicht über Abfälle (jähr-
liche Angaben im Dreijahreszyklus). Alle zwei Jahre wer-
den die Angaben zur Ermittlung der Abfälle aus Haushalten
nach den Anforderungen der EU-Abfallstatistikverordnung
benötigt. Außerdem wird durch die jährliche Erfassung der
Gefahr der zunehmenden Untererfassung von Siedlungsab-
fällen aufgrund vermehrter Transporte ins Ausland (Men-
gen werden nicht bei den Anlagen nach Absatz 1 angelie-
fert) entgegengewirkt und es besteht die Möglichkeit, die
Daten mit der Statistik der grenzüberschreitenden Abfall-
verbringung abzugleichen. Da auch in den Ländern jährlich
entsprechende Daten erhoben werden (s. u.), entsteht hier
kein unvertretbarer zusätzlicher Aufwand.

Die statistischen Landesämter dürfen die nach § 3 Abs. 2 zu
erhebenden Daten nach § 18 Abs. 3 auch bei den zuständi-
gen Landesumweltbehörden abfragen, sofern dort ver-
gleichbare Daten vorliegen. Dies ist häufig der Fall, da die
Länder entsprechende Angaben auch für die Erstellung ihrer
Abfallbilanzen benötigen. Mit der Abfrage bei den zustän-
digen Landesumweltbehörden können Doppelerhebungen
vermieden und die Auskunftspflichtigen entlastet werden.
Zur Harmonisierung der Erhebungen der öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträger mit der amtlichen Statistik werden
die Angaben nach § 3 Abs. 2 in der regionalen Gliederung
nach Kreisen und kreisfreien Städten erfasst.

Zu Absatz 3

Die EU-Abfallstatistikverordnung fordert alle zwei Jahre
den ausführlichen Nachweis des Abfallaufkommens nach
48 Abfallkategorien und 20 Wirtschaftszweigen. Erhebun-
gen bei den Abfallerzeugern zur Erfüllung dieser Anforde-
rungen sind nach den bisherigen Regelungen des Gesetzes
nicht vorgesehen. Es müssen deshalb neue Erhebungen ein-
geführt werden.

Zur Größenordnung: Von den jährlich in Deutschland anfal-
lenden rund 400 Mio. t Abfall liefern die bisherigen Erhe-
bungen für ca. 50 Mio. t keinerlei Angaben zur wirtschafts-
zweigbezogenen Herkunft der Abfälle. Hierbei handelt es
sich um gewerbliche Abfallerzeuger, die selbst keine Ab-
fallentsorgungsanlagen betreiben. Die übrigen 350 Mio. t
Abfälle können allenfalls näherungsweise dem erzeugenden
Wirtschaftszweig zugeordnet werden.

Das Ziel, die Unternehmen zu entlasten, wurde im Bereich
der Abfallstatistik bei der Novelle des UStatG von 1994
u. a. dadurch erreicht, dass die Befragung der Herkunft der
Abfallströme bei den Unternehmen erheblich reduziert
wurde (Wegfall des damaligen § 4). Als Ersatz wurde der
§ 3 Abs. 2 UStatG der bisher geltenden Fassung eingeführt,
der zum Ziel hatte, mittels Informationen über das Einsam-
meln und den Transport der Abfälle, die Herkunft der Ab-
fälle zu quantifizieren. Dieser Weg hat sich als nicht zielfüh-
rend erwiesen. Zum einen ist der Berichtskreis – z. B. sind
viele Betriebe nur nebenbei als Einsammler tätig und andere
Abfälle werden direkt, d. h. ohne Sammlung im eigentli-
chen Sinne, verwertet – äußerst schwierig zu ermitteln, wo-
durch eine erhebliche Untererfassung vermutet wird. Ande-
rerseits sind Doppelerfassungen in den Fällen nicht auszu-
schließen, wo nur reine Transporteure, aber nicht der abge-
bende und empfangende Betrieb erfasst werden.

Durch reine Schätzungen sind die erforderlichen Informati-
onen nach einer Analyse des Statistischen Bundesamtes
nicht zu ermitteln. Eine Totalerhebung bei allen Abfaller-
zeugern nach dem zweijährlichen Berichtszyklus der EU-
Abfallstatistikverordnung würde erhebliche Zusatzkosten
verursachen und erscheint deshalb nicht vertretbar. Als Mi-
nimallösung wird stattdessen die Herkunft der Abfälle bei
höchstens 20 000 Erzeugern direkt erfragt. Um die Belas-
tung der Auskunftspflichtigen zu begrenzen, finden die Er-
hebungen nur alle vier Jahre statt.

Die EU-Abfallstatistikverordnung fordert die Zuordnung
der Abfälle nach Herkunft aus den Wirtschaftsbereichen A
bis Q (gemäß NACE Rev. 1.1) und den Haushalten. Die
neue Erhebung soll in den Ländern höchstens 20 000 Ab-
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fallerzeuger insbesondere der Wirtschaftsbereiche Herstel-
lung von Waren, Handel, Verkehr und Dienstleistungen er-
reichen, so dass ein möglichst repräsentativer Anteil der in
Deutschland anfallenden Abfallmengen durch die Teilerhe-
bung abgedeckt wird. Das Statistische Bundesamt wird in
Zusammenarbeit mit den Ländern Abschneidegrenzen für
die verschiedenen Wirtschaftsbereiche festlegen, mit der die
jeweils geforderten Abfallmengen der Berichtseinheiten be-
rechnet und repräsentative Landesergebnisse erstellt werden
können. Alle Betriebe und Institutionen, die zu den o. g.
Wirtschaftsbereichen zählen und nicht durch die gewählten
Abschneidegrenzen entfallen, gehören ausnahmslos in den
Berichtskreis.

Auf dieser Basis führt das Statistische Bundesamt Berech-
nungen zur Ermittlung des wirtschaftszweigbezogenen
Abfallaufkommens durch, um den Anforderungen der EU-
Abfallstatistikverordnung nachzukommen. Ziel der Teiler-
hebung ist insbesondere auch die Erfassung der Abfall-
ströme, die außerhalb des bisherigen Erhebungssystems ent-
sorgt werden, weil sie z. B. unmittelbar an Direktverwerter
oder ins Ausland abgegeben werden. Die in nationalen
Abfallentsorgungsanlagen entsorgten Abfallströme liegen
nach allgemeiner Einschätzung vollständig vor. Diese Men-
gen bestimmen folglich die Grundgesamtheit des Abfallauf-
kommens. Die geplante Teilerhebung soll darüber hinaus
geeignete Faktoren über die erzeugerseitigen Abfallarten
liefern.

Die Erhebung bei den außerhalb der öffentlichen Müll-
abfuhr tätigen Einsammlern nach § 3 Abs. 2 UStatG der bis-
her geltenden Fassung entfällt.

Zu § 4 (Erhebung der Abfälle, über die Nachweise zu
führen sind)

Diese Erhebungen dienen der Bereitstellung von Daten über
die Herkunft der besonders überwachungsbedürftigen Ab-
fälle, über die Nachweise zu führen sind. Sie werden für
Datenlieferungen an die EU gemäß EU-Abfallstatistikver-
ordnung benötigt. Es handelt sich hierbei um eine Sekundär-
statistik, da die Erhebung bei den für die Nachweispflicht zu-
ständigen Behörden durchgeführt wird. Damit wird der Tat-
sache Rechnung getragen, dass für die Statistik erforderliche
Daten bereits aus dem Vollzug abfallrechtlicher Überwa-
chungsvorschriften bei den zuständigen Verwaltungsbehör-
den verfügbar sind. Die Erhebungsmerkmale werden auf die
nach der EU-Abfallstatistikverordnung geforderten Infor-
mationen zur Erzeugung besonders überwachungsbedürfti-
ger Abfälle nach Herkunft reduziert. Daten zur Entsorgung
besonders überwachungsbedürftiger Abfälle werden durch
§ 3 abgedeckt.

Zu § 5 (Erhebung der Entsorgung bestimmter Abfälle)

Im Vergleich zum bisher geltenden UStatG wird § 5 deut-
lich gestrafft. Ersatzlos gestrichen werden die Erhebungen
zu Kunststoffen (§ 5 Abs. 3 UStatG der bisher geltenden
Fassung), Altglas und Altpapier (§ 5 Abs. 4 UStatG der bis-
her geltenden Fassung) sowie bei den nach Landesrecht für
Bau-, Straßenbau-, Landschaftsschutz- und Rekultivie-
rungsmaßnahmen zuständigen Behörden über die bei Bau-
maßnahmen oder Rekultivierung eingesetzten Abfälle (§ 5
Abs. 1 Nr. 2 UStatG der bisher geltenden Fassung). Bei

letztgenannter Erhebung hat sich gezeigt, dass die Datenlie-
ferungen hierzu überwiegend nicht verlässlich sind. Zudem
besteht nur ein geringer Bedarf für diese Daten. Die Erhe-
bungen über die Altölaufbereitung und -verwertung (§ 5
Abs. 2 UStatG der bisher geltenden Fassung) sowie die Ver-
wertung von Kompost (§ 5 Abs. 8 UStatG der bisher gelten-
den Fassung) werden durch geringfügige Änderungen im
§ 3 weitgehend abgedeckt, so dass eine separate Regelung
überflüssig wird. Die Erhebungen zur Rücknahme bestimm-
ter gebrauchter Erzeugnisse (§ 5 Abs. 6 UStatG der bisher
geltenden Fassung), zur Reststoffverwertung in genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen nach BImSchG (§ 5 Abs. 7
UStatG der bisher geltenden Fassung) sowie bei Anlagen
zur stofflichen und energetischen Verwertung (§ 5 Abs. 9
UStatG der bisher geltenden Fassung) waren bisher nur mit
Hilfe einer Rechtsverordnung durchführbar, die aber in kei-
nem Fall erlassen worden ist. Da auch weiterhin kein Bedarf
an entsprechenden Daten absehbar ist, wird auf diese Erhe-
bungen ebenfalls verzichtet.

Zu Absatz 1

Die Erhebung zur Aufbereitung und Verwertung von Bau-
und Abbruchabfällen liefert Daten zur Erfüllung der
Berichtspflichten gemäß EU-Abfallstatistikverordnung, zur
Erstellung der Bilanzen des Bundes sowie zur Überprüfung
der freiwilligen Selbstverpflichtung der am Bau beteiligten
Wirtschaftszweige und Verbände zur umweltgerechten Ver-
wertung von Bauabfällen. Anstelle der im bisher geltenden
UStatG verwendeten Bezeichnungen Bauschutt, Baustellen-
abfälle, Bodenaushub und Straßenaufbruch wird jetzt der
Ausdruck Bau- und Abbruchabfälle entsprechend der Ab-
fallverzeichnisverordnung verwendet.

Beim Einsatz von nicht stationären Anlagen in mehr als
einem Bundesland muss zur Vermeidung von Doppelerhe-
bungen der aufbereiteten Mengen eine getrennte Erfassung
für jedes Bundesland erfolgen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt die Erhebung von Daten über die Einsamm-
lung und Rücknahme von Verpackungen nach der Verpa-
ckungsverordnung. Die Erhebung von Daten zur Verwer-
tung der Verpackungen (§ 5 Abs. 5 Nr. 2 UStatG der bisher
geltenden Fassung) entfällt, da entsprechende Erhebungen
im Rahmen des § 3 durchgeführt werden.

Zu Absatz 3

Die Richtlinie 2002/96/EWG über Elektro- und Elektronik-
Altgeräte verpflichtet die Mitgliedstaaten in Artikel 12
Abs. 1, der Kommission ab 2006 alle zwei Jahre auf jährli-
cher Basis Bericht zu erstatten, u. a. über die Mengen und
Kategorien von Elektro- und Elektronikgeräten, die über
alle vorhandenen Wege gesammelt, wiederverwendet, dem
Recycling zugeführt und verwertet wurden, sowie über die
ausgeführten Altgeräte. Nach Artikel 5 Abs. 5 der Richtlinie
müssen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass eine Quote
von durchschnittlich mindestens vier Kilogramm getrennt
gesammelter Elektro- und Elektronik-Altgeräten aus priva-
ten Haushalten pro Einwohner und Jahr erreicht wird. Nach
Artikel 7 Abs. 2 der Richtlinie sind bestimmte Wiederver-
wendungs- und Verwertungsquoten einzuhalten.
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Die nationale Umsetzung der Richtlinie 2002/96/EG erfolgt
durch das Elektro- und Elektronikgerätegesetz (nach Veröf-
fentlichung Fundstelle im BGBl.).

Zu § 6 (Aufbereitung und Veröffentlichung der abfall-
statistischen Erhebungen)

Zu Absatz 1

Aufgrund der Bedeutung der Bilanz der abfallstatistischen
Erhebungen nach den §§ 3 bis 5 für die Abfallpolitik sowie
der komplizierten Berechnungsmethodik ist es erforderlich,
die Erstellung von Bilanzen durch das Statistische Bundes-
amt gesetzlich festzuschreiben, die Aufkommen, Verwer-
tung und Beseitigung der Hauptabfallströme darstellen.

Zu Absatz 2

Eine zeitnahe Verfügbarkeit der abfallstatistischen Erhebun-
gen sowie der Bilanz ist für die Abfallpolitik des Bundes
von großer Bedeutung. Entwicklungen können beobachtet
und abgeschätzt sowie abfallwirtschaftliche Maßnahmen
entwickelt und ihr Erfolg kontrolliert werden. Darüber hin-
aus sieht die EU-Abfallstatistikverordnung eine Übermitt-
lung der Daten innerhalb von 18 Monaten nach Ablauf des
Bezugsjahres vor. Absatz 2 dient der Umsetzung dieser An-
forderung in nationales Recht.

Zu § 7 (Erhebung der öffentlichen Wasserversorgung und
der öffentlichen Abwasserbeseitigung)

Wasser ist für die Bevölkerung und die Wirtschaft Deutsch-
lands ein fundamental wichtiges Lebensgut. Die erhobenen
Daten liefern dem Bund notwendige Eckwerte zur Beobach-
tung der Entwicklung dieses Bereiches; sie bilden auch die
Basis für übergreifende wasserwirtschaftliche Analysen und
Planung von Maßnahmen und deren Erfolgskontrolle. Die
Informationen sind auch notwendig für die Bilanzierung der
Wasserentnahmen und Abwassereinleitungen sowie einen
entsprechenden Abgleich mit dem potenziell zur Verfügung
stehenden so genannte Wasserdargebot.

Die im Dreijahresrhythmus nach § 7 erhobenen Angaben
werden als Grundinformationen zum Stand der öffentlichen
Trinkwasserversorgung und Abwasserbeseitigung in
Deutschland benötigt. Sie sind auch wichtiger Bestandteil
bei der Erstellung eines wasserwirtschaftlichen Gesamtbil-
des für Deutschland auf Bundes- und Landesebene. Darüber
hinaus liefern sie Daten, die nach Richtlinie 91/271/EWG
über die Behandlung von kommunalem Abwasser benötigt
werden, sowie Daten zur Erstellung von Bestandsaufnahmen
und wirtschaftlichen Analysen nach Richtlinie 2000/60/EG
(Wasserrahmenrichtlinie – WRRL) und zur Erfüllung weite-
rer internationaler Berichtspflichten.

Im Wesentlichen gibt es gegenüber den bisherigen Erhebun-
gen keine Änderungen. Es entstehen keine Zusatzbelastun-
gen. Die Erhebungen der Trinkwasser- und Rohwasserbe-
schaffenheit wurden gestrichen. Ansonsten handelt es sich
um redaktionelle Klarstellungen bzw. Korrekturen aufgrund
gesammelter Erfahrungen während der bisherigen Erhe-
bung. Ferner können durch die Aufnahme der Regelung in
§ 18 Abs. 3, mit der die Nutzung von Verwaltungsdaten er-
möglicht wird, zusätzliche Entlastungen der Auskunfts-
pflichtigen erzielt werden. Gerade im Bereich der öffent-
lichen Wasser- und Abwasserwirtschaft liegen bei den für

die Ausführung der landesrechtlichen Regelungen im Was-
ser- und Abwasserbereich zuständigen Behörden Daten vor,
die eventuell auch für die Erhebungen nach § 7 genutzt wer-
den können.

Die Periodizität von drei Jahren wird (bis auf Absatz 2 Nr. 7
Klärschlamm) beibehalten. Nur so liegen einigermaßen ak-
tuelle Daten regelmäßig vor. Dies ist notwendig, um unter
fachlichen Aspekten Entwicklungen aufzeigen zu können.
Zudem wird so die Kontinuität der Zeitreihen gewahrt. Dies
ist wiederum notwendig, um Trendberechnungen, wie sie
zum Beispiel auch in der WRRL vorgesehen sind, durchzu-
führen. Auch für die Konzeption und Planung von Bewirt-
schaftungsplänen und Maßnahmenprogrammen sind zeit-
nahe Informationen notwendig; genauso wie auch für die
nach dem Umweltinformationsgesetz erforderliche Öffent-
lichkeitsbeteiligung.

Nach § 6 UStatG der bisher geltenden Fassung werden die
Merkmale auf das Versorgungs-/Entsorgungsgebiet bezogen
erfragt. Mit der Neufassung wird der Begriff Versorgungs-/
Entsorgungsgebiet präzisiert, da durch die Umsetzung der
Richtlinie 91/271/EWG über die Behandlung von kommu-
nalem Abwasser das gemeindliche Entsorgungsgebiet er-
fasst werden muss. Dies ist das Gebiet, in welchem Besied-
lung und/oder wirtschaftliche Aktivitäten ausreichend
konzentriert sind für eine Sammlung von kommunalem Ab-
wasser und einer Weiterleitung zu einer kommunalen
Abwasserbehandlungsanlage oder einer Einleitstelle.

Die Daten, die auf Gemeindeebene erfragt werden (Abgabe
von Wasser, Anschlussgrade, Schmutzwasseranfall), liegen
den Berichtspflichtigen in der Regel vor. Dies haben die Er-
fahrungen der bisherigen Erhebungen gezeigt.

Zentrale Daten auf Gemeindeebene sind notwendig, da es
große regionale Unterschiede gibt, und dementsprechend
Informationen vorhanden sein müssen, um einen Abgleich
zwischen den einzelnen Gemeinden und Ländern zu ermög-
lichen.

Die regionale Ebene der Gemeinden spielt auch in Hinsicht
auf die WRRL zunehmend eine wichtige Rolle. Sie dient der
Zuordnung zu dem gemeindlichen Entsorgungsgebiet und zu
den Flussgebietseinheiten, die im Erhebungsverfahren auto-
matisch über so genannte Leitbänder erfolgen. Damit können
aufwändige Zusatzerhebungen vermieden werden. Zukünftig
werden die Wasserentnahmeseite und die Abwasserseite im-
mer stärker nach Flussgebieten zu analysieren und Informa-
tionen darüber zu veröffentlichen sein. Daten über die öffent-
liche Wassergewinnung und Abwassereinleitung auf Fluss-
gebietsebene spielten beispielsweise eine wichtige Rolle bei
der Erstellung der wirtschaftlichen Analysen.

Als neuer Stichtag wird bei den Bevölkerungsdaten aus
erhebungstechnischen Gründen statt des 31. Dezember der
30. Juni gewählt. Bei der Bildung von Kennzahlen, z. B. der
Relation der Kanalnetzlänge (erhoben zum 31. Dezember)
pro neu angeschlossenem Einwohner (erhoben zum
30. Juni), können sich durch das Auseinanderfallen der
Stichtage Ungenauigkeiten ergeben. Es ist aber davon aus-
zugehen, dass diese marginal und daher hinnehmbar sind.

Zu Absatz 1

Die nach Absatz 1 erhobenen Daten zur Wassergewinnung
und Wasserabgabe an private Haushalte und andere Wirt-
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schaftssektoren sowie der versorgten Einwohner sind not-
wendig, um die Entwicklung der öffentlichen Wasserversor-
gung beurteilen und eventuellen Handlungsbedarf ablesen
zu können. Auch ermöglichen sie in Zusammenhang mit
den nach § 8 erhobenen Wassermengen einen Abgleich mit
den insgesamt zur Verfügung stehenden natürlichen Wasser-
ressourcen.

Die Wasserarten definieren sich im Sinne des UStatG
grundsätzlich von der Wassergewinnungsseite her. Dabei
wird nur das Wasser, das zur weiteren Verwendung in der
öffentlichen und industriellen Wasserversorgung gewonnen
wird, d. h. Grund- und Oberflächenwasser und deren Unter-
arten (DIN 4046 Nummer 1.3), berücksichtigt. Die spätere
Verwendung als Trink- und Brauchwasser spielt für die De-
finition der Wasserarten nach UStatG keine Rolle. Zur Ver-
sorgung der privaten Haushalte und der anderen Wirt-
schaftssektoren ist es wichtig, dass Wasser in ausreichender
Quantität und Qualität zur Verfügung steht.

Zustand und Zusammensetzung der Wasserressourcen sind
regional sehr unterschiedlich. Die Aufgliederung nach dem
Standort der Anlage ist notwendig, um die Wassergewin-
nung regional exakt zuordnen zu können. Nur so kann eine
exakte, nach wasserwirtschaftlichen Gesichtspunkten ver-
nünftige regionale Zuordnung erfolgen und damit auch Aus-
sagen über die Wasserförderung in dem jeweiligen Flussge-
biet erstellt werden. Eine Gliederung nur nach dem Sitz des
Unternehmens führt zu irreführenden Ergebnissen, da diese
oft überregional tätig sind bzw. Unternehmenskonzentratio-
nen die Ergebnisse zunehmend verzerren würden. Die Lie-
ferung der Daten bedeutet für die Unternehmen keinen
Mehraufwand, im Gegenteil, in dieser Form liegen sie ihnen
direkt vor, und müssen zur Lieferung nicht mehr aggregiert
werden. Die Erhebung des Standortes kann über die Ge-
meindekennziffer oder die Koordinaten erfolgen, je nach
den Landesgegebenheiten. Angaben zu den Koordinaten
haben den Vorteil, dass eine wesentlich genauere Zuord-
nung, z. B. zu den Flussgebieten, möglich wäre.

Der Bezug von Wasser ist analog der Abgabe nach Liefer-
gruppen aufzuteilen, um die Lieferbeziehungen der Wasser-
versorger untereinander zu erfassen und darstellen zu kön-
nen. Diese Untergliederung wird auch benötigt, um einen
Abgleich der bezogenen und abgegebenen Wassermengen
zu ermöglichen. Nur so kann ein komplettes Bild über die
gesamte öffentliche Wasserwirtschaft erstellt werden, ein-
schließlich der Verwendung und des Verbleibs des gewon-
nenen Wassers.

Die Abgabe von Wasser an Letztverbraucher (nach Gemein-
den und zugeordnet nach Wassereinzugs- und Flussgebie-
ten) ist zu erheben, um in Verbindung mit der Zahl der ver-
sorgten Einwohner wichtige Aussagen über den Wasserver-
brauch pro Einwohner zu berechnen, um danach die Zuord-
nung nach Wassereinzugs- und Flussgebieten abzuleiten.
Dieses ist eine wichtige Aussage für den Wasserverbrauch,
der regional in Deutschland sehr unterschiedlich ist.

Zu Absatz 2

Analog zur Wasserversorgungsseite ist es auch für die öf-
fentliche Abwasserbeseitigung wichtig, Daten über Kanal-
netz, Regenentlastungsanlagen, Art, Menge und Verbleib
des Abwassers, Ausbaugröße der Kläranlagen und Zahl der

angeschlossenen Einwohner und deren Schmutzwasseran-
fall zu erheben und ein jeweils aktuelles Bild über die Situa-
tion der Abwasserbeseitigung erstellen zu können. Auch
hier ist es von Bedeutung, diese wesentlichen Eckdaten auf
Gemeindeebene zu erheben. So sind Informationen über
den Schmutzwasseranfall wie auch entsprechend die ange-
schlossenen Einwohner nach Gemeinden wichtig wegen der
auftretenden regionalen Unterschiede und dem Bedarf an
Daten zum Beispiel für die WRRL. Der Ausdruck „ge-
meindliches Entsorgungsgebiet“ stellt auf die Erfordernisse
der Richtlinie 91/271/EWG über die Behandlung von kom-
munalem Abwasser ab. Der Ort der Einleitstellen, der in
§ 17 UStatG der bisher geltenden Fassung geregelt ist, gibt
maßgebliche Hinweise für die Belastung der örtlichen Ge-
wässer bzw. der Flussgebiete und Teileinzugsgebiete durch
die Abwässer aus Kläranlagen der öffentlichen Abwasser-
beseitigung. Zudem kann nur auf regionaler Ebene ein um-
fassendes Bild sowohl der Wasserentnahme als auch des zu-
rückfließenden Abwassers gezeichnet werden.

Die Ausbaugröße (gemessen in Einwohnerwerten, -gleich-
werten) liefert wichtige Informationen über die Größenver-
teilung und Struktur der öffentlichen Abwasserbehand-
lungsanlagen. Je nach Größe der Anlagen sind auch Ergeb-
nisse zur Behandlung und Einleitung unterschiedlich struk-
turiert. Sie ist eine wichtige Grundlage für die Festlegung
der Anforderungen an die Abwasserbehandlung und damit
eine wichtige Information für die Erstellung der Berichte an
die EU zum Stand der kommunalen Abwasserbehandlung.

Die nach Nummer 5 erhobenen Schadstoffemissionen sind
wichtige Parameter zur Einschätzung der Reinigungsleis-
tung der Anlagen und der Belastung der Gewässer durch die
Einleitung von Abwässern aus kommunalen Kläranlagen.
Falls entsprechende Daten bei den Verwaltungsbehörden
vorliegen, die den Anforderungen dieser Erhebung genü-
gen, können sie über die Regelung des § 18 Abs. 3 genutzt
werden und die Anlagenbetreiber von dieser Berichtspflicht
entlastet werden.

Kommunale Kläranlagen sind nicht im Europäischen
Schadstoffemissionsregister nach der Richtlinie 96/61/EG
über die integrierte Vermeidung und Verminderung der Um-
weltverschmutzung (ABl. EG Nr. L 257 S. 26) (im Folgen-
den IVU-Richtlinie genannt) (EPER) enthalten. Nach Um-
setzung des Pollutant Release and Transfer Register (PRTR)
entsprechend der Aarhus-Konvention der UN-ECE in euro-
päisches Recht werden dort kommunale Kläranlagen ab
100 000 Einwohner enthalten sein.

Zur Harmonisierung mit den EU-Berichtspflichten nach der
Richtlinie 86/278/EWG über den Schutz der Umwelt und
insbesondere den Schutz der Böden bei der Verwendung
von Klärschlamm in der Landwirtschaft (ABl. EG Nr. L 191
S. 23), geändert durch Artikel 5 der Richtlinie 91/692/EWG
zur Vereinheitlichung und zweckmäßigen Gestaltung der
Berichte über die Durchführung bestimmter Umweltschutz-
richtlinien (ABl. EG Nr. L 377 S. 48) wird eine jährliche Er-
hebung eingeführt (Nummer 7). Damit sollen separate Erhe-
bungen parallel zur amtlichen Statistik, wie jahrelang prak-
tiziert, vermieden werden. Über § 18 Abs. 3 wird eine Nut-
zung der Verwaltungsdaten, die gemäß den o. a. Regelungen
in den Landesbehörden vorliegen, ermöglicht. Die Datener-
hebung nach § 6 UStatG der bisher geltenden Fassung, die
nur alle drei Jahre durchgeführt worden ist, ist zur Erfüllung
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der genannten Berichtspflicht (jährliche Angaben im Drei-
jahreszyklus) nicht ausreichend, erforderlich sind vielmehr
jährliche Datenerhebungen. Auch eine zusammengefasste
Berichtsvorlage für den Dreijahreszyklus wäre nicht ausrei-
chend, da die Daten für die Übermittlung an die EU-Kom-
mission bis zum 30. September des auf den Dreijahres-
zyklus folgenden Jahres zu spät vorliegen würden. Dies
hätte also zur Folge, dass Deutschland regelmäßig die Frist
zur Vorlage des Klärschlammberichtes an die EU-Kommis-
sion nicht einhalten würde. Überdies werden Daten alle
zwei Jahre für die EU-Abfallstatistikverordnung benötigt.
Es werden nur die Merkmale erhoben, die auch gemäß der
aktuellen Klärschlammverordnung (§ 7 AbfKlärV) vorhan-
den sind. Zum Beispiel sind Beschaffenheit und Fläche
Bestandteil des Lieferscheines nach § 7 Abs. 1 AbfKlärV.

Auch im Rahmen der Abfallerhebungen werden Teilmen-
gen des Klärschlamms erfasst. Allerdings handelt es sich
hierbei um eine Erhebung auf der Entsorgerseite, während
die Erhebung nach § 7 Abs. 2 Nr. 7 sich an die Entstehungs-
seite wendet. Insofern entsteht keine Doppelerhebung.

Zu Absatz 3

Neben den Anschlussdaten der an die öffentliche Wasserver-
sorgung und Abwasserbeseitigung angeschlossenen Ein-
wohner sind auch Daten zur Zahl der nicht an die öffentliche
Wasserversorgung und Abwasserbehandlung angeschlosse-
nen Einwohner zu erheben, um das Gesamtbild zur Situation
der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung zu kom-
plettieren. Die Datenerhebung auf Gemeindeebene gewähr-
leistet den Regionalbezug, der für die Erfüllung der Daten-
anforderungen aus der Richtlinie 91/271/EWG über die Be-
handlung von kommunalem Abwasser und der WRRL sowie
für die jeweilige Wasser- und Abwasserpolitik auf Länder-
ebene erforderlich ist. So gibt die Art der Abwasserbehand-
lung sowie der Verbleib des Abwassers der nicht an die
öffentliche Abwasserversorgung angeschlossenen Einwoh-
ner maßgebliche Hinweise zur Belastung der örtlichen Ge-
wässer.

Zu Absatz 4

Diese Regelung ist notwendig, um die Wasserversorgung
und Abwasserbeseitigung bei Überschreitung der Länder-
grenzen länderscharf abgrenzen zu können.

Zu § 8 (Erhebung der nichtöffentlichen Wasserversorgung
und der nichtöffentlichen Abwasserbeseitigung)

Neben der öffentlichen Wasserversorgung und Abwasserbe-
seitigung spielt die Nutzung natürlicher Wasserquellen und
die Zurückleitung von Abwasser in die Natur durch die ver-
schiedenen wirtschaftlichen Nutzungsbereiche (Industrie,
Wärmekraftwerke und Landwirtschaft) eine wesentliche
Rolle bei der Gewässerschutzpolitik. Deshalb sind auch
Erhebungen der nichtöffentlichen Wasserversorgung und
Abwasserbeseitigung unabdingbar. Auch hier sind Informa-
tionen über die Wasserförderung, die Verwendung wie auch
die Abwasserbehandlung und den Verbleib des Wassers und
Abwassers unabdingbar für die Bilanzierung der Wasserent-
nahme aus natürlichen Ressourcen und die entsprechende
Rückleitung in Form von Abwasser (behandelt oder unbe-
handelt). Wichtig sind in diesem Zusammenhang auch

Werte zum Schadstoffgehalt und Schadstofffrachten des
eingeleiteten Abwassers.

Allerdings unterscheidet sich die nichtöffentliche von der
öffentlichen Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung in
der Struktur derart, dass die Erhebungen unterschiedlich zu
regeln sind. Nach der IVU-Richtlinie werden nur bestimmte
industrielle Tätigkeiten mit Erfassungsgrenzen für die Pro-
duktionskapazität geregelt, die in Anhang 1 der Richtlinie
genannt werden. Nach Artikel 15 Abs. 3 der IVU-Richtlinie
veröffentlicht die Kommission alle drei Jahre ein Verzeich-
nis der wichtigsten Emissionen anhand der von den Mit-
gliedstaaten übermittelten Informationen (EPER). Auch
hier sind Grenzen für die Schadstofffrachten zu überschrei-
ten, damit eine Erfassung in Frage kommt. Im Ergebnis
werden nur bestimmte Tätigkeiten ab einer bestimmten
Kapazität im EPER berücksichtigt. Dadurch fallen viele
Unternehmen aus dem Erhebungsregister heraus, die jedoch
für die wasserwirtschaftlichen Zwecke von wesentlicher
Bedeutung sind. Auch hinsichtlich der Erhebungsmerkmale
werden wichtige Informationen wie Kreislaufführung im
EPER nicht erhoben.

Die Erhebungen nach den §§ 7 bis 9 UStatG der bisher gel-
tenden Fassung (Industrie, Landwirtschaft bzw. Wärme-
kraftwerke) werden, da inhaltlich zusammengehörig, in
einem einzigen Paragraphen zusammengefasst. Dabei wird
grundsätzlich die Eingrenzung des Berichtskreises auf be-
stimmte Wirtschaftszweige aufgehoben und allein die um-
weltpolitisch wichtigen Aspekte Wassergewinnung und Ab-
wassereinleitung in den Vordergrund gestellt. Dadurch wird
gewährleistet, dass die Mengen großer Wassergewinner und
Abwassereinleiter außerhalb der bisherigen Wirtschafts-
zweige – die bisher der Erhebung verloren gingen, aber
große Auswirkungen auf den Zustand der Gewässer haben
können – in die Erhebung einbezogen werden. Gleichzeitig
wird durch das Setzen von Abschneidegrenzen erreicht,
dass die Mengen kleiner Wassergewinner und Abwasserein-
leiter nicht mehr in die Erhebung einbezogen werden.

Durch die Anwendung von so genannten Bagatellgrenzen
im Erhebungsverfahren sollen andererseits kleine Betriebe
von der Berichtspflicht entlastet werden. Praktiziert wurde
dies in der Vergangenheit bei den Erhebungen bei den Wär-
mekraftwerken. Durch das Setzen einer Bagatellgrenze von
1 000 Kubikmeter wurde eine große Anzahl von kleinen
Blockheizkraftwerken aus der Erhebung entlassen, ohne
dass deren nicht mehr einbezogene Wassermengen insge-
samt eine große Auswirkung auf das Gesamtergebnis hat-
ten. Allerdings eignen sich diese Grenzen nicht zur Auf-
nahme in das Gesetz, da sie je nach Struktur des Wirt-
schaftszweiges anders zu setzen sind. Auf die Fortführung
der früheren Höchstgrenzen wurde dementsprechend ver-
zichtet; sie haben sich im Erhebungsverfahren als irrelevant
gezeigt. Sie wurden bei den bisherigen Erhebungen immer
weit unterschritten. Die o. a. Vorgehensweise des Setzens
von Bagatellgrenzen im jeweiligen Erhebungsverfahren von
der Wasser-/Abwasserseite her sind wesentlich besser ge-
eignet, Entlastungen zu gewährleisten.

Durch diese Veränderung wird insgesamt eine Verbesserung
der Qualität und Aussagekraft von Daten erzielt, da große
Wasser- und Abwassermengen hinzukommen und damit
alle relevanten Wasserentnahmen und Abwassereinleitun-
gen erfasst werden. Andererseits wird sich aber die Zahl der
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befragten Betriebe insgesamt verkleinern, da kleine Be-
triebe zukünftig aus der Berichtspflicht entlassen werden.
Die Erfahrungen der letzten Erhebungen zeigten, dass deren
Mengen einen geringen Anteil am Gesamtaufkommen ha-
ben und daher vernachlässigbar sind.

Insgesamt sind durch die Anpassungen und Zusammenfas-
sungen keine Mehrbelastungen der Betriebe zu erwarten. In
Bezug auf die Merkmale gibt es keine Veränderungen.

Zu Absatz 1

In Absatz 1 sind die Erhebungen gemäß bisher geltendem
UStatG in der Industrie und den Wärmekraftwerken als Er-
hebung der nichtöffentlichen Wasserversorgung und Abwas-
serbeseitigung zusammengefasst worden. Die zu erhebenden
Merkmale werden jeweils für die Wassergewinnung sowie
für die Abwasserbehandlung bei nichtöffentlichen Betrieben
erhoben. Der Wirtschaftszweig als Ausgangspunkt für die
Berichtspflicht wurde aufgehoben. Damit wird insbesondere
dem Problem der Schrumpfung des Berichtskreises durch so
genannte Ausgründungen, das bei den bisherigen Erhebun-
gen aufgetreten ist, Rechnung getragen. Immer mehr Be-
triebe, die sich in den berichtspflichtigen Wirtschaftszwei-
gen nach § 7 UStatG der bisher geltenden Fassung befinden,
werden ausgegliedert und dem Dienstleistungsgewerbe zu-
geordnet. Dadurch gehen die dort geförderten Wasser- und
eingeleiteten Abwassermengen der Erhebung verloren.
Auch darüber hinaus kann es im Dienstleistungsgewerbe
und in anderen Wirtschaftszweigen Betriebe geben, die
große Wassermengen entnehmen oder einleiten.

Die Beschränkung auf die bisherigen Wirtschaftszweige
muss daher auch aus diesem Grunde aufgehoben werden.
Aus Sicht des Schutzes der natürlichen Wasserressourcen
und der Nachhaltigkeitsstrategie ist allein die Wasserent-
nahme oder die Abwassereinleitung wichtig. Nur so kann
ein realistisches Bild der Wassernutzung durch die Industrie
und anderer Nutzungsbereiche wiedergegeben werden, was
für die Erstellung eines vollständigen Gesamtbildes der
nationalen Wasserwirtschaft notwendig ist.

Die ausschließlichen Fremdbezieher werden in die Erhe-
bung mit einbezogen, um die Verwendungsseite des Was-
sers umfassend darstellen zu können.

Durch die Einschränkung auf ein Wasseraufkommen (Fremd-
bezug von Wasser) von mindestens 10 000 m3 wird verhin-
dert, dass auch kleine Betriebe, Unternehmen und Einrich-
tungen befragt werden. Die Gewinnung von Wasser ist analog
zur öffentlichen Wasserversorgung geregelt. Bei der Verwen-
dung von Wasser wird nach Einfach-, Kreislauf- und Mehr-
fachnutzung unterschieden, da dies wichtige Aussagen über
die Effizienz des Wassereinsatzes zulässt. Besonders wichtig
ist dies für den Bereich des Kühlwassereinsatzes.

Wie in § 7 wird auch in § 8 das Abwasser und die Art der
Abwasserbehandlung geregelt. Es sind wichtige Daten zur
Beurteilung der industriellen Abwasserbeseitigung.

Der Ort der Einleitstelle, in § 17 UStatG der bisher gelten-
den Fassung geregelt, gibt maßgebliche Hinweise für die
Belastung der örtlichen Gewässer bzw. der Flussgebiete und
Teileinzugsgebiete durch die Abwassereinleitungen aus in-
dustriellen und anderen nichtkommunalen Kläranlagen und
ist damit ein wichtiges Indiz für regionale Gewässerbelas-
tungen.

Die nach Nummer 5 erhobenen Daten zu den Konzentratio-
nen sind bezogen auf die jeweilige Anlage. Damit besteht ein
Unterschied zum EPER, in dem Schadstofffrachten auf Be-
triebsebene erhoben werden. Soweit die Daten als Verwal-
tungsdaten vorliegen (z. B. Emissionserklärungen bei den
zuständigen Landesbehörden) ist § 18 Abs. 3 anwendbar.

Für die Bewertung der Wassernutzung und Abwassereinlei-
tung nach Wirtschaftszweigen ist es bei Dienstleistungen der
Wassergewinnung oder Abwassereinleitung wichtig, Infor-
mationen über das abgegebene Wasser bzw. angenommene
Abwasser nach Wirtschaftszweigen zu erhalten. In diesen
Fällen muss der Wirtschaftszweig der Betriebe, für die Was-
serversorgung und Abwasserbeseitigung durchgeführt wird,
erhoben werden (siehe § 8 Abs. 1). Zu Vereinfachungs-
zwecken und zur Entlastung der Berichtspflichten wird aber
nur der Wirtschaftszweig des Hauptauftraggebers erfragt.

Zu Absatz 2

Um die Situation der Wassernutzung in Deutschland zu ver-
vollständigen, ist es notwendig, auch die Entnahme zu Be-
wässerungszwecken einzubeziehen. Sie ist zwar insgesamt
gegenüber den Bereichen in Absatz 1 von eher untergeord-
neter Bedeutung, aber durch große regionale Unterschiede
charakterisiert. So sind Auswirkungen in einigen Teilen
Deutschlands auf den Wasserhaushalt von höherer Bedeu-
tung. Die Bewässerung findet nicht nur innerhalb der Land-
wirtschaft, sondern auch in größerem Maße für die Pflege
von Parkanlagen und Sportstätten (z. B. Golfplätze) statt.
Hier werden zum Teil große Wassermengen gewonnen und
eingesetzt. Sie sind daher in die Erhebung einzubeziehen.

Die Wassergewinnung zur Bewässerung wird in Absatz 2
gesondert geregelt, da hier nur ein geringer Teil der in Ab-
satz 1 genannten Erhebungsmerkmale relevant ist.

Die Periodizität ist an die übrigen Erhebungen der Wasser-
wirtschaft anzupassen. Ansonsten lägen Daten nur alle 12
Jahre, z. B. für Zwecke der Wasserbilanz, vor.

Einer dadurch entstehenden Mehrbelastung steht die Entlas-
tung durch den Verzicht auf die Erhebung des Abwassers
entgegen. Zudem handelt es sich hier um einen sehr kleinen
Merkmalskatalog, der kaum Aufwand verursacht.

Die bisher im Gesetz enthaltene Abfrage des Abwassers im
Rahmen der Fragen zur Bewässerung hat sich als wenig
zweckmäßig erwiesen. Auch eine Erweiterung der Fragen zu
Abwasser auf die Tierhaltung wäre nicht sinnvoll, erstens
wegen der geringen Bedeutung und zweitens wegen der
Tatsache, dass Jauche, Gülle und Silagesickersäfte nicht als
Abwasser eingestuft werden. Mit der Streichung des § 8
Nr. 4 und 5 UStatG der bisher geltenden Fassung wird auch
der Entlastung der Auskunftspflichtigen Rechnung getragen.

Zu § 9 (Erhebungen der Unfälle beim Umgang mit und
bei der Beförderung von sowie der Anlagen zum
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen)

Wassergefährdende Stoffe können bei unsachgemäßem Aus-
tritt schwere Schäden an den natürlichen Wasserressourcen
verursachen. Daher ist es wichtig, sowohl einen Überblick
über die Zahl der Anlagen, die mit wassergefährdenden Stof-
fen umgehen, zu erhalten, als auch regelmäßig Daten über
Unfälle, die in diesen Anlagen oder bei der Beförderung von
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wassergefährdenden Stoffen auftreten, zu erfassen und damit
die Entwicklungen in diesem Bereich zu beobachten.

Zu Absatz 1

Diese Erhebung gibt Auskunft über Unfälle bei Anlagen
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen. Sie liefert
damit wichtige Hinweise über die Qualität der Anlagen und
die Wirksamkeit der rechtlichen Regelungen zum Bau und
Betrieb dieser Anlagen in Hinsicht auf den Gewässerschutz.
Hierfür wichtig ist, die Umstände der jeweiligen Unfälle zu
kennen. Hierzu gehören vor allem Ort und Datum der Fest-
stellung (das Datum des Unfalls ist oft nicht bekannt), Art
der Anlage (beschrieben durch Verwendungszweck und die
für die Bewertung des Unfalls vorgegebenen Standort-
gegebenheiten, z. B. Wasserschutzgebiete, Art und Menge
sowie Wassergefährdungsklasse des ausgetretenen wasser-
gefährdenden Stoffes, die Unfallfolgen sowie nachfolgende
Maßnahmen der Schadensbeseitigung. Zur Entlastung der
Berichtspflichtigen wird das Merkmal Kosten gestrichen.

Zu Absatz 2

Neben den in Absatz 1 genannten Unfällen passieren auch
Unfälle bei der Beförderung von wassergefährdenden Stof-
fen auf den verschiedenen Verkehrsträgern Straße, Wasser,
Schiene, Luft. Zur Einordnung und Bewertung der Unfälle
sind bis auf die Art des Beförderungsmittels die gleichen
Erhebungsmerkmale notwendig wie in Absatz 1. Zur Ent-
lastung der Auskunftspflichtigen wird zukünftig auf die Er-
hebung der Merkmale Art des Unfalls (ähnlich der Ursache
des Unfalls), Art der Beschädigung und der Stoffausbrei-
tung verzichtet. Zur Entlastung der Berichtspflichtigen wird
auch das Merkmal Kosten gestrichen.

In diesem Bereich sind zur Beseitigung der Unfallfolgen
nicht nur die nach Landeswassergesetzen zuständigen unte-
ren Wasserbehörden tätig, sondern auch z. B. nach dem
Bundes-Bodenschutzgesetz die Straßenverkehrsbehörden.
Dadurch kommt es zur Untererfassung. Daher ist die Be-
richtspflicht nicht nur auf die Landeswassergesetze abzu-
stellen.

Zu Absatz 4

Entsprechend dem Wasserhaushaltsgesetz (§§ 19 ff. WHG)
sind Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
so zu gestalten, dass keine Verunreinigung der Gewässer
entsteht. Sie unterliegen gemäß den einzelnen landesrechtli-
chen Vorschriften besonderen Überwachungspflichten. Die
Erhebung liefert eine Bestandsaufnahme der Anlagen zum
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und gibt damit
Aufschluss über das Gefährdungspotenzial. Sie dient auch
als Bezugsgröße für die Erhebung der Unfälle beim Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen. Ein Erhebungszeit-
raum von fünf Jahren ist dafür ausreichend.

Mit dieser Erhebung sollen die wesentlichen Erhebungs-
merkmale erhoben werden. Sie sind analog zu Absatz 1 for-
muliert, um einen Abgleich zu ermöglichen. Dabei konzent-
riert sich die Erhebung auf die Erhebungsmerkmale, die in
der Mehrheit der Länder-Überwachungsdateien gemäß den
landesrechtlichen Vorschriften enthalten sind. Art und
Standort der Anlage sind wichtig zur Einordnung des Ge-
fährdungspotenzials der Anlage für die Umgebung. Die

Angabe des Standorts dient auch dem Abgleich mit den
Angaben zum Ort der Unfälle nach Absatz 1. Unter dem
Merkmal Standortgegebenheiten wird erhoben, ob sich die
Anlage in einem besonderen Schutzgebiet (Wasserschutzge-
biete etc.) befindet oder nicht. Die Art des wassergefährden-
den Stoffes richtet sich nach § 19g WHG in der jeweils gel-
tenden Fassung, wonach wassergefährdende Stoffe feste,
flüssige und gasförmige Stoffe sind, die geeignet sind, die
physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit
des Wassers nachhaltig zu verändern. Dabei sind im Rah-
men der Erhebung nur Hauptgruppen wie z. B. Mineralöl-
produkte und Abfälle abzufragen, und nicht einzelne Stoffe.
In der Mehrheit führen die zuständigen Behörden die zu
führenden Überwachungsdateien in DV-Form, so dass die
Lieferung der Daten problemlos und ohne Aufwand durch-
zuführen ist.

Zur Entlastung der Auskunftspflichtigen werden Erhebungs-
merkmale wie Betriebsweise der Anlage und Wirtschafts-
zweig und Gefährdungsstufe gestrichen, zumal diese
Erhebungsmerkmale nicht in allen landesspezifischen Über-
wachungsdateien vorhanden sind.
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Zu § 11 (Erhebung bestimmter ozonschichtschädigender
und klimawirksamer Stoffe)

Die nationale und internationale Diskussion über die Gefah-
ren aufgrund des Abbaus der Ozonschicht und die drohende
Erderwärmung hat den Bedarf an umfassender Information,
insbesondere über Herstellung, Verwendung und Entsorgung
von ozonschichtschädigenden und klimawirksamen Stoffen
deutlich gemacht. Als Wirtschaftsstatistik dient diese Erhe-
bung der Erfüllung internationaler Berichtspflichten, indem
über die Ermittlung der tatsächlichen Art der Verwendung
Rückschlüsse auf das Gefährdungspotenzial für die Ozon-
schicht und das Klima ermöglicht werden.

Da die Emissionsvorgänge hier nicht von definierten Anla-
gen, sondern von bestimmten Stoffgruppen und den hiermit
verbundenen Herstellungs- und Verbrauchsprozessen abhän-
gen, zielt die Erhebung auf eine Darstellung der Inlandsver-
fügbarkeit dieser Stoffe ab, einschließlich der zur Her-
stellung, Instandhaltung oder Reinigung von Erzeugnissen
verwendeten Stoffe.

Adressaten dieser jährlich durchzuführenden Erhebung sind
die Hersteller, die Ein- und Ausführer und Verwender der in
den Anhängen I und II der Verordnung (EG) Nr. 2037/2000
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. Juni
2000 über Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht führen
(ABl. EG Nr. L 244 S.1), zuletzt geändert durch Verordnung
(EG) Nr. 1804/2003 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 22. September 2003 (ABl. EU Nr. L 265 S. 1)
genannten Stoffe. Neben den Verpflichtungen bezüglich der
ozonschichtschädigenden Stoffe ergibt sich der Datenbedarf
dadurch, dass Deutschland sich als Vertragspartner der VN-
Klimarahmenkonvention verpflichtet hat, die Berichtsanfor-
derungen zu Emissionen, die in den Artikeln 5, 7 und 8 des
Kyoto-Protokolls inhaltlich und methodisch formuliert sind,
zu erfüllen. Neben den klassischen Klimagasen wurden
1997 auch die fluorierten Treibhausgase H-FKW, (teil-
fluorierte Kohlenwasserstoffe), FKW (perfluorierte Kohlen-
wasserstoffe) und SF6 (Schwefelhexafluorid) in das Kyoto-
Protokoll der Klimarahmenkonvention und in die Bundes-
statistik aufgenommen.

Nachfragen zu Ergebnissen der Erhebung werden häufig in
länderscharfer Abgrenzung gewünscht. Dazu müsste eigent-
lich vom Unternehmens- zum Betriebskonzept und damit zu
einer großen Mehrbelastung aller Auskunftspflichtigen
übergegangen werden. Die gewählte Auskunftsform für Un-
ternehmen mit Niederlassungen in mehreren Ländern stellt
einen Kompromiss dar und führt im Gegensatz zum
Betriebsstättenkonzept zu einer kaum nennenswerten Mehr-
belastung bei nur wenigen betroffenen Unternehmen.

In Absatz 4 wird die Erhebung von SF6 (Schwefelhexafluo-
rid) neu geregelt. Auskunftspflichtig sind neben den Unter-
nehmen, die diesen Stoff herstellen, ein- oder ausführen
(analog den Absätzen 1 und 2) auch diejenigen, die diesen
Stoff in Mengen von mehr als 200 Kilogramm pro Jahr im
Inland abgeben. Abweichend von den Absätzen 1 und 2
werden hier nicht die Verwender befragt. Dies führt auf-

grund der geringen Anzahl der Auskunftspflichtigen zu
einer erheblichen Reduzierung des Erhebungsaufwands und
damit der Kosten. Auch wird dadurch eine sehr große Zahl
von Verwendern entlastet. Durch dieses Verfahren können
keine länderscharfen Ergebnisse mehr erstellt werden, wes-
halb das Statistische Bundesamt mit der Durchführung und
Aufbereitung dieser Zentralerhebung beauftragt wird.

Die Reduzierung der Abschneidegrenze in den Absätzen 1
und 2 von 50 kg auf 20 kg resultiert aus einer im Vorfeld
durchgeführten Befragung bei den statistischen Landesäm-
tern und stellt einen Kompromiss zwischen einem Wegfall
und der Beibehaltung der ursprünglichen Abschneidegrenze
von 50 kg dar. Durch die Reduzierung der Abschneide-
grenze auf 20 kg wird gewährleistet, dass 90 Prozent der er-
hebungsrelevanten Stoffe und Mengen erfasst werden bei
gleichzeitig vertretbarem Mehraufwand bei den Befragten.
Die verbleibenden 10 Prozent sollen im Rahmen eines For-
schungsvorhabens durch das Umweltbundesamt ermittelt
werden, sodass die Erhebung nach § 11 UStatG einen Bei-
trag zur Inventarisierung im Sinne des Kyoto-Protokolls
leisten kann.
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Zu § 15 (Erhebung der Aufwendungen für den Umwelt-
schutz)

Die Verordnung 2056/2002 zur Änderung der Verordnung
(EG, Euratom) Nr. 58/97 über die strukturelle Unterneh-
mensstatistik fordert neben den bisher schon zu liefernden
Daten über so genannte additive Umweltschutzinvestitionen
auch Daten über so genannte integrierte Umweltschutz-
investitionen. Diese werden nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bei
höchstens 10 000 Unternehmen und Betrieben erhoben,
ebenso wie die laufenden Aufwendungen für den Umwelt-
schutz nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2. Die Erhebung dieser
Daten erfolgt mittels einer geänderten Erhebungsmethodik.

Diese Erhebung soll die Umweltschutzinvestitionen und die
Beschäftigten im Umweltbereich erfragen, die als politisch
besonders wichtige Größen eingeschätzt werden. Um eine
Abstimmung mit den an verschiedenen Stellen verfügbaren,
z. T. detaillierteren Informationen über den Entsorgungsbe-
reich zu ermöglichen, ist es unabdingbar, dass als zusätzli-
che Erhebungsmerkmale für den Abfall- und Abwasserbe-
reich eine Frage nach der Rechtsform/Eigentumsverhältnis
eingefügt wird, um die öffentlichen Unternehmen zu ermit-
teln und um sie danach zu unterscheiden, ob sie überwie-
gend (d. h. mehr als 50 Prozent) oder nicht überwiegend
(d. h. zu 50 Prozent oder weniger) in öffentlichem Besitz
sind. Öffentlich sind solche Unternehmen, auf welche die
öffentliche Hand aufgrund Eigentums, finanzieller Beteili-
gung, Satzung oder sonstiger Bestimmungen, die die Tätig-
keit des Unternehmens regeln, unmittelbar oder mittelbar
einen beherrschenden Einfluss ausüben kann.

Die Wasserrahmenrichtlinie verlangt eine ökonomische
Analyse der Wassernutzungen mit dem Ziel der Ermittlung
kostendeckender Preise. Unabdingbare Informationen zur
Berechnung des Kostendeckungsgrades sind einerseits die
Investitionen, aber auf der anderen Seite auch die entspre-
chenden Entgelte der Wassernutzungen, Trinkwasser und
Abwasser, die der Endverbraucher aufbringen muss. Auf-
grund der unterschiedlichen Möglichkeiten bei der Preis-
und Gebührengestaltung werden mit der Entgelteerhebung
alle Bestandteile wie Beiträge, Grundgebühr und Mengen-
gebühr erfasst. Aus der vorhandenen Jahresabwassermenge
und dem o. g. Entgelteaufkommen lassen sich durchschnitt-
liche Wasserpreise berechnen. Informationen über die Ent-
gelte liegen derzeit flächendeckend nicht vor. Auch die bis-
herige Erhebung der Informationen war nicht ausreichend.
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Da diese ökonomischen Daten größeren Schwankungen
unterliegen als die Mengendaten, ist eine jährliche Abfrage
erforderlich. Auch hier ist die Aktualität der Daten beson-
ders wichtig. Da die Daten für die jeweiligen Flussgebiete
benötigt werden, ist eine Erhebung auf Gemeindeebene not-
wendig.

Um die ökonomischen Erhebungsmerkmale nicht mit den
rein mengenbezogenen Daten im Rahmen von den §§ 3
und 7 zu vermischen, werden sie hier im Rahmen der um-
weltökonomischen Erhebungen gelistet. Dieses Vorgehen
hat den Vorteil, dass man die ökonomischen Erhebungs-
merkmale im Rahmen einer unternehmens- bzw. betriebsbe-
zogenen Betrachtung abfragen kann, damit Doppelzählun-
gen in den Fällen, wenn mehr als eine Behandlungsanlage
pro Unternehmen/Betrieb/Behörde meldepflichtig ist, aus-
geschlossen werden.

Die Erhebung nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 liefert aufgrund
der angewandten Methodik keine Länder-, sondern nur
Bundesdaten. Aus diesem Grund ist es zweckmäßig, sie als
so genannte zentrale Erhebung durchzuführen, d. h. das Sta-
tistische Bundesamt führt die Erhebung durch. Die Erhe-
bungen des § 15 sollen die Aufwendungen der deutschen
Wirtschaft für den Umweltschutz ermitteln. Obwohl von der
EU gefordert wird, für alle betroffenen Unternehmen und
Betriebe Daten zu liefern, werden bei dieser Erhebung ins-
besondere kleinere und mittlere Unternehmen und Betriebe
entscheidend entlastet. Die fehlenden Daten werden durch
qualifizierte Schätzungen generiert.

Zu § 16 (Erhebung der Waren und Dienstleistungen für
den Umweltschutz)

Mit dieser Erhebung wird eine Zeitreihe zur Thematik des
so genannten Öko-Marktes aus der amtlichen Statistik zur
Verfügung gestellt. Damit sind auch Ergebnisse für den Ver-
gleich der einzelnen Länder untereinander verfügbar. Auch
die Erfassung der Exporte und der Bauleistungen für den
Umweltschutz schließt Informationslücken. Die Auswei-
sung der Daten nach Struktur der Waren, Bau- und Dienst-
leistungen sowie nach Wirtschaftszweigen liefert ebenso
wertvolle Anhaltspunkte, die so sonst nicht verfügbar sind.

Ziel der Erhebung ist der Nachweis von Umfang und Struk-
tur des „Öko-Marktes“. Bisher liegt den nachgewiesenen
Umsatz-Daten der Erhebung eine Warenliste zugrunde, die
sich auf bestimmte Waren des Abfallmanagements (z. B.
Müllsäcke, Spezialfilter, Katalysatoren usw.) beschränkt.
Mit der Neufassung sollen in Zukunft auch Produkte und
Dienstleistungen aus den Bereichen so genannter „cleaner
technologies and products“, Ressourcenmanagement, wie
erneuerbare Energien (Solarenergie, Windkrafträder usw.)
nachgewiesen werden. Damit entspricht die Erhebung dem
aktuellen Forschungsstand, der Praxis in anderen Ländern
und den internationalen Empfehlungen der OECD.

Insbesondere kann nach Ausweitung der Güterliste der Be-
reich der erneuerbaren Energien besser untersucht werden.
Der Bereich der erneuerbaren Energien hat sich seit den
1990er Jahren rasch entwickelt. Zur Erreichung der Ziele
der Bundesregierung, bis 2010 den Anteil der erneuerbaren
Energien am Primärenergieverbrauch an der Strombereit-
stellung gegenüber dem Jahr 2002 zu verdoppeln und bis
2020 mindestens 20 Prozent der Strombereitstellung durch

erneuerbare Energien zu sichern, hat die Bundesregierung
mit dem Erneuerbaren-Energien-Gesetz, den Programmen
zur Förderung am Markt sowie im Bereich von Forschung
und Technologie die erforderlichen Voraussetzungen ge-
schaffen.

Die Umsätze und Anzahl der Beschäftigten im Bereich der
erneuerbaren Energien haben sich in den vergangenen Jah-
ren deutlich erhöht, mit der weiteren Entwicklung der er-
neuerbaren Energien werden für diesen Bereich weitere,
deutliche Zuwächse erwartet. Derzeitig vorliegende Anga-
ben beruhen jedoch überwiegend auf Ergebnissen von
Studien bzw. Schätzungen verschiedener wissenschaftlicher
Institutionen. Diese Angaben sind sehr widersprüchlich und
unvollständig. Die vorliegenden Informationen zu den der-
zeitig Beschäftigten und deren Entwicklung differieren je
nach den Modellannahmen erheblich. Um hinreichend
exakte Informationen über die Zahl der Beschäftigten
sicherzustellen, ist eine amtliche Statistik erforderlich.

Mit der vorgesehenen Erhebung in den einzelnen Wirt-
schaftsbereichen werden auch sektorale Informationen deut-
lich verbessert. Mit den neuen Erhebungsmerkmalen wer-
den die Bereiche entsprechend Wirtschaftszweigklassifika-
tion der EU (NACE) in der jeweils gültigen Fassung defi-
niert, und lassen so einheitliche, verlässliche und nach einer
einheitlichen Methode erfasste Beschäftigungszahlen er-
warten.

Um die statistische Belastung der Unternehmen weiter zu
vermindern, werden Produkte des Umweltschutzes, die im
aktuellen Güterverzeichnis GP 2002 gelistet werden (z. B.
Solarzellen, Windkraftmaschinen usw.), im Rahmen des
§ 16 nicht erfragt, sondern (sofern die vorgesehene Novelle
des Statistikregistergesetzes kommt, die das Bundesstatis-
tikgesetz derart modifiziert, dass im Rahmen der Umwelt-
statistik auch die Ergebnisse der Produktionsstatistik ge-
nutzt werden dürfen) durch die Produktionsstatistik Eingang
finden.

Die Erhebung nach § 16 soll einen möglichst repräsentati-
ven Anteil des von der deutschen Wirtschaft erstellten Um-
satzes an Waren, Bau- und Dienstleistungen für den Um-
weltschutz ermitteln. Um die Belastung der Betriebe gering
zu halten, werden nur relevante Betriebe ausgewählt. Dies
geschieht u. a. bei der Berichtskreisauswahl, wobei durch
im Internet verfügbare Informationen die im Umweltmarkt
tätigen Betriebe identifiziert werden sowie bei der Stichpro-
benplanung durch die Einführung von absoluten oder relati-
ven Mindestgrenzen wie z. B. hinsichtlich des Umsatzes
oder der Beschäftigten. Im Übrigen gelten die in der Be-
gründung zu § 15 gemachten Erläuterungen zur Entlastung
kleiner und mittlerer Betriebe.

Zu § 17 (Hilfsmerkmale)

In § 17 sind die Hilfsmerkmale, die für eine ordnungs-
gemäße technische Durchführung der Einzelerhebungen
notwendig sind, geregelt. Dies gilt insbesondere für Name
und Anschrift der Erhebungseinheiten sowie deren Tele-
kommunikationsanschlüsse, um die Vollständigkeit der
Berichtskreise kontrollieren zu können.

Mit den Hilfsmerkmalen nach Absatz 1 Nr. 3 und 4 werden
Informationen über die Verschlüsselung der Einheiten nach
Wirtschaftszweigen gewonnen. Die Angaben nach



Drucksache 15/5538 – 30 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

Nummer 5 dienen der länderscharfen Abgrenzung der Anla-
gen sowie der Vollständigkeitskontrolle bzw. der Vermei-
dung von Doppelzählungen.

Zu § 18 (Auskunftspflicht)

Zu den Absätzen 1 und 2

In § 18 Abs. 1 und 2 wird die Auskunftspflicht zu den Erhe-
bungen angeordnet. An der Auskunftspflicht muss festgehal-
ten werden, wenn der Zweck der Statistiken nicht verfehlt
werden soll. Mit der Regelung soll sichergestellt werden,
dass für aktuelle umweltpolitische Fragen relevante statisti-
sche Ergebnisse bereitgestellt werden können. Die Haupt-
nutzer der Umweltstatistik sind auf den Nachweis zuverläs-
siger, fachlich tief gegliederter Ergebnisse angewiesen.

Zu Absatz 3

Die grundsätzliche Möglichkeit, auf bereits vorhandene
Verwaltungsdaten zurückzugreifen, wird zur Entlastung der
Betriebe und Unternehmen auf das ganze UStatG ausge-
dehnt. Erhebungsmerkmale, die aufgrund nichtstatistischer
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften bereits im Verwal-
tungsvollzug bei einer Behörde angefallen sind, dürfen bei
dieser Behörde erfragt werden. Die Auskunftspflicht geht
dann insoweit auf die entsprechende Behörde über.

Zu § 19 (Anschriftenübermittlung)

§ 19 enthält die Verpflichtung zur Übermittlung von An-
schriften. Die Kenntnis dieser Daten ist zur Vorbereitung
und Durchführung der in diesem Gesetz genannten Erhe-
bungen unabdingbar.

Zu § 20 (Übermittlung)

Handelt es sich bei den nach den §§ 3 und 7 befragten Be-
treibern von Abfallentsorgungs-, Wasserversorgungs- oder
Abwasseranlagen um öffentliche Stellen, kann davon ausge-
gangen werden, dass die Angaben auch in allgemein zu-
gänglichen Quellen zur Verfügung stehen.

In Absatz 4 wird geregelt, dass für Ad-hoc-Aufbereitungen
des Bundes sowie im supra- und internationalen Bereich die
statistischen Landesämter dem Statistischen Bundesamt die
anonymisierten Einzelangaben übermitteln. Außerdem sind
bestimmte Fragestellungen, wie z. B. die Strukturdaten von
Deponien, aufgrund der geringen Fallzahlen und der damit
einhergehenden Geheimhaltungsproblematik in den Län-
dern nur auf Bundesebene relevant. Durch die neue Rege-
lung werden die Verwaltungsabläufe wesentlich effizienter.
Die im Rahmen der statistischen Aufbereitung bisher prakti-
zierte, allerdings aufwändige und kostenintensive Vorrats-
tabellierung kann erheblich reduziert werden. Die vorge-
schriebene Anonymisierung der Datensätze ermöglicht
keine Auswertungen des Statistischen Bundesamtes unter-
halb der Länderebene. Eine Überschneidung mit Länder-
kompetenzen ist folglich nicht zu befürchten.

Zu § 21 (Verordnungsermächtigung)

Wie in der Begründung zu § 12 bereits dargelegt, bedarf es
noch einer Konkretisierung der Erhebungsmerkmale zur
Umsetzung der FFH-RL. Diese Konkretisierung soll im
Wege einer Verordnung nach § 21 Nr. 1 erfolgen.

Die Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen
nach Nummer 2 ist erforderlich, damit die Ausprägungen
einzelner Erhebungsmerkmale ohne Gesetzesänderungen
aktuellen sachlichen Erfordernissen angepasst werden kön-
nen. Die Regelung nach Nummer 2 Buchstabe b stellt si-
cher, dass durch die Einführung neuer Merkmale keine zu-
sätzlichen Kosten für Auskunftspflichtige und die statisti-
schen Ämter des Bundes und der Länder entstehen. Durch
die Notwendigkeit der Zustimmung des Bundesrates wer-
den die Interessen der Länder angemessen berücksichtigt.

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten dieses Gesetzes und
das Außerkrafttreten des Umweltstatistikgesetzes von 1994.
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Begründung    
 

 
 

A. ALLGEMEINER TEIL 

I. Probleme des geltenden Rechts 

Nach geltendem Recht werden bei 41 000 Handwerksunternehmen – vor allem kleinen und mittleren 
Unternehmen – mittels Befragung vierteljährliche Konjunkturerhebungen durchgeführt. Wie 
Eignungstests auf Grundlage des Verwaltungsdatenverwendungsgesetzes ergeben haben, ist es möglich, 
die Befragungen ohne wesentlichen Informationsverlust durch die Auswertung von Verwaltungsdaten zu 
ersetzen. Um die Datenerfassung umzustellen, ist die Änderung des Handwerkstatistikgesetzes nötig. Die 
Entlastung der Handwerksunternehmen soll mit der Erhebung zum ersten Berichtsquartal 2008 wirksam 
werden. 

Die Verpflichtungen Deutschlands zur Lieferung statistischer Daten auf Grundlage von Verordnungen 
der Europäischen Gemeinschaft auf dem Gebiet der Gemeinschaftsstatistik wurden verändert: 

• Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Rates vom 20. Dezember 2006 zur Aufstellung der 
statistischen Systematik der Wirtschaftszweige NACE Revision 2 und zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates sowie weiterer Verordnungen der EG über 
bestimmte Bereiche der Statistik (ABl. EU Nr. L 393 S. 1), womit insbesondere die 
Klassifikation NACE Revision 1.1 durch die NACE Revision 2 abgelöst wird, 

• Verordnung (EG, EURATOM) Nr. 58/97 des Rates vom 20. Dezember 1996 über die 
strukturelle Unternehmensstatistik (ABl. EU Nr. L14 S. 1) 

Sowohl die neue NACE Revision 2 als auch die anderen geänderten Rechtsvorschriften sind für die 
Mitgliedstaaten unmittelbar geltendes Recht und verpflichten Deutschland, bestimmte statistische Daten 
bereitzustellen. Deshalb müssen mehrere deutsche Gesetze über Bundesstatistiken der neuen Rechtslage 
angepasst werden. 

Außerdem sind durch Änderungen im Recht der Europäischen Gemeinschaften, durch Änderungen von 
deutschen Gesetzen über Bundesstatistiken, durch die deutsche Rechtsprechung sowie durch 
Veränderungen im Begriffssystem der Statistik mehrere redaktionelle, d. h. nicht materielle Änderungen 
von Bundesgesetzen nötig geworden. 

II. Lösung 

Durch Änderung folgender Gesetze werden die genannten Probleme des geltenden Rechts gelöst: Ver-
waltungsdatenverwendungsgesetz, Umweltstatistikgesetz, Gesetz über die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe, Handwerkstatistikgesetz, Dienstleistungsstatistikgesetz, Dienstleistungskonjunkturstatistikge-
setz, Handelsstatistikgesetz, Beherbergungsstatistikgesetz, Gewerbeordnung und Verdienststatistikgesetz. 
Soweit die Änderungen materiell sind, gehen sie auf EG-Recht zurück und nicht darüber hinaus. Das 
Gesetz ist mit dem Recht der Europäischen Gemeinschaften vereinbar. 
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III. Gesetzgebungskompetenz 

Die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 73 Abs. 1 Nr. 11 des 
Grundgesetzes. 

IV. Kosten und Preise 

Das Gesetz enthält aus Bürokratiekosten resultierende Belastungen und Entlastungen der Wirtschaft, die 
sich gegenseitig nahezu aufheben. Andere Kosten entstehen der Wirtschaft und insbesondere dem 
Mittelstand durch dieses Gesetz nicht. 

Dass bei den Regelungsadressaten infolge des Gesetzes Kostenschwellen über- oder unterschritten 
werden, die sich auf die Angebotspreise auswirken, lässt sich nicht ausschließen, ist aber wenig wahr-
scheinlich. Die möglichen geringfügigen Einzelpreisänderungen werden auf Grund ihrer Gewichtung das 
allgemeine Preis- und Verbraucherpreisniveau jedoch nicht verändern. Mittelbare Preiseffekte, die über 
die öffentlichen Haushalte transmittiert werden, sind nicht zu erwarten. 

Durch die Umstellung der Handwerkstatistik auf Verwaltungsdaten entstehen Kosten für die 
Verwaltung auf Länderebene. Im Haushalt des Statistischen Bundesamtes können in geringem Umfang 
ebenfalls Kosten entstehen, die jedoch plafondneutral gedeckt werden. 

V. Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung 

Der im Gesetz vorgesehene Regelungsgegenstand ist geschlechtsneutral. Das Gesetz hat keine negativen 
gleichstellungspolitischen Auswirkungen, da mit seinem Beschluss keine verdeckten Benachteiligungen, 
Beteiligungsdefizite oder eine Verfestigung tradierter Rollenmuster verbunden sind. 

VI. Bürokratiekosten 

Durch das Gesetz werden mehrere Informationspflichten inhaltlich geändert, ohne den 
Erhebungsaufwand für die Unternehmen zu erhöhen. Eine Informationspflicht für die Unternehmen 
entfällt. Zwei Informationspflichten nach EG-Recht werden eingeführt. Im Einzelnen 

1. werden die vierteljährlichen Befragungen zur Handwerkstatistik durch die Auswertung von 
Verwaltungsdaten ersetzt, dadurch entfällt für 41 000 Unternehmen die entsprechende 
Informationspflicht (Artikel 1 und 4), 

2. werden auf Grund von EG-Recht für 7 000 Unternehmen der Bereiche „Abwasser- und 
Abfallentsorgung und Beseitigung von Umweltverschmutzungen“ jährliche Strukturerhebungen 
eingeführt, ein Teil der dafür nötigen Angaben wird gegenwärtig bereits für die Umweltstatistik und 
die Statistik im Verarbeitenden Gewerbe erfasst ( Artikel 3 Nr. 6), 

3. werden ebenfalls nach EG-Recht zusätzliche Dienstleistungsbereiche statistisch erfasst, um der 
gewachsenen Bedeutung der Dienstleistungswirtschaft Rechnung zu tragen, daraus können 
Berichtspflichten für Unternehmen entstehen, die den erweiterten Berichtskreisen angehören 
(Artikel 5 und 6).  

Die Handwerkstatistik erforderte bisher in jedem befragten Unternehmen einen Aufwand von 
36 Minuten pro Quartal. Die Abschaffung der Befragungen im Handwerk erbringt damit eine jährliche 
Gesamtentlastung von 98 000 Arbeitsstunden pro Jahr. Die nach EG-Recht eingeführten 



Drucksache 664/07 20 

 

Strukturerhebungen in der Entsorgungswirtschaft erfordern in jedem befragten Unternehmen 481 
Minuten pro Jahr. Das ergibt eine zusätzliche Gesamtbelastung von 56 000 Arbeitsstunden pro Jahr. Die 
Berichtskreise im Dienstleistungsbereich werden nach EG-Recht um etwa 15 Prozent, also um 25 000 
Unternehmen erweitert. Bei einem Aufwand von 97 Minuten pro Befragung ergibt sich eine zusätzliche 
Gesamtbelastung von 40 000 Stunden pro Jahr. Die durch EG-Recht verursachten zusätzlichen 
Belastungen der Wirtschaft in geschätzter Höhe von 3,7 Mio Euro konnten demnach mit der Abschaffung 
der Handwerksbefragung, die jährlich 3,3 Mio Euro gekostet hat, nahezu ausgeglichen werden. Alle 
anderen vom Gesetz betroffenen Informationspflichten der Wirtschaft werden kostenneutral geändert.  

Informationspflichten für Bürgerinnen und Bürger sind nicht Regelungsgegenstand dieses Gesetzes. 
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B. BESONDERER TEIL 

 

 
 
Zu Artikel  2 (Änderung des Umweltstatistikgesetzes) 

Zu Nummer 1, 3, 4 sowie Nummer 7 Buchstabe b und c  (§§ 2, 7 und 8, § 14 Abs. 2) 
Redaktionelle Anpassungen. 

Zu Nummer 2  und Nummer 7 Buchstabe a (§ 3 Abs. 3, § 14 Abs. 2) 
Die Ergänzung dient der Klarstellung, dass die Erzeugung von Abfällen nicht nur bei gewerblichen 
Betrieben, sondern auch bei sonstigen betriebsähnlichen Arbeitsstätten wie z. B. Behörden und anderen 
Einrichtungen ohne Erwerbszweck zu erfassen ist. 

Zu Nummer 5 (§ 11)  
Die Angaben zu den Beschäftigten werden nicht mehr nach dem Umweltstatistikgesetz, sondern nach 
Artikel 4 zusammen mit der Statistik im Produzierenden Gewerbe erhoben. Deshalb werden die 
Vorschriften zu Erhebungsmerkmalen und Berichtskreisen im Umweltstatistikgesetz neu gefasst. Die 
Erhebung der Wasser- und Abwasserentgelte bleibt hiervon unberührt. Eine redaktionelle Änderung ist 
erforderlich. 

Zu Nummer 6  (§ 13 Abs. 1) 
Redaktionelle Anpassung an die nunmehr übliche Terminologie für die Bezeichnung des Hilfsmerkmals. 

Zu Nummer 8  (§ 16 Abs. 2) 
Tabellen mit Tabellenfeldern zu veröffentlichen, die nur einen einzigen Fall ausweisen, soll auch für die 
Erhebung von Wasser- und Abwasserentgelten zulässig sein, da diese in der Regel allgemein zugänglich 
sind. 
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Zu Nummer 2 (Änderung § 4 Handwerkstatistikgesetz) 

Die Regelung ordnet für die Zählungen im Handwerk die jährliche Auswertung von Angaben 

aus dem Statistikregister und den Angaben zu den geringfügig entlohnten Beschäftigten, die von 

der Bundesagentur für Arbeit übermittelt werden, an. Nach geltendem Recht wäre die nächste 

Zählung im Handwerk spätestens 2009 durchzuführen. Die Umstellung von Primärerhebungen 

auf Auswertungen vorhandener Daten soll daher ebenfalls 2009 stattfinden. 

 

Zu Nummer 3 (Aufhebung §§ 5, 6, 8 und 9 Handwerkstatistikgesetz) 

Die vierteljährlichen Erhebungen im Handwerk nach § 3 des Handwerkstatistikgesetzes wurden 

bereits durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17. März 2008 (BGBl. I S. 399) auf die Auswertung 

von Verwaltungsdaten umgestellt. Durch die Umstellung auch der Zählungen im Handwerk auf 

die Auswertung von vorhandenen Daten werden die Regelungen zu den Hilfsmerkmalen und zur 

Auskunftspflicht gegenstandslos und können aufgehoben werden.  

Die Regelung zur Übermittlung von Angaben durch die Handwerkskammern ist im Handwerk-

statistikgesetz nicht mehr erforderlich und kann daher aufgehoben werden. Die Handwerkskam-

mern übermitteln die in der Regelung genannten und weitere Angaben nach § 5 des Statistikre-

gistergesetzes. 

Die Verordnungsermächtigung zur Festlegung der Erhebungsjahre der Zählungen wird durch die 

Umstellung der Zählungen im Handwerk auf jährliche Auswertungen von vorhandenen Daten 

gegenstandslos und kann daher aufgehoben werden. 

 

Zu Artikel 3 bis 5 (Änderung des Umweltstatistikgesetzes, des Gesetzes über die Statistik im 

Produzierenden Gewerbe und des Energiestatistikgesetzes) 

 

Mit den Regelungen der Artikel 3 bis 5 wird die Übermittlung von Tabellen (einschließlich der 

sog. Tabellen-Eins) - auch von solchen, die bereits vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 

Regelung erstellt wurden - an das Umweltbundesamt ermöglicht. Dies ist erforderlich, damit das 

Umweltbundesamt seine internationalen Verpflichtungen zur Erstellung der nationalen Treib-

hausgasinventare nach der Klimarahmenkonvention und dem Kyoto-Protokoll und gleichfalls 

nach der Entscheidung 280/2004/EG und den Durchführungsbestimmungen 2005/166/EG sowie 

darüber hinaus zur Erstellung von Emissionsinventaren nach der Genfer Luftreinhaltekonvention 

und ihren Protokollen sowie der Richtlinie 2001/81/EG („NEC-Richtlinie“) erfüllen kann. 
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